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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Dezember 1953 

5 - 31000 - 1549/53 


An den Herrn 

Präsidenten- des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen, den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zum Abkommen 
über die Vorrechte und Befreiungen der Sonder- 
organisationen der Vereinten Nationen vom 
21. November 1947 und über die Gewährung 
von Vorrechten und Befreiungen an andere 
zwischenstaatliche Organisationen 

nebst Begründung (Anlage 1). Ferner Ist der von der Vollversammlung 
der Vereinten Nationen am 21. November 1947 gebilligte Text des 
Abkommens über Vorrechte und Befreiungen der Sonderorganisa- 
tionen in englisdier und französischer Spradie sowie in deutscher 
Übersetzung beigefügt (Anlage 2). 

Federführend Ist das Auswärtige Amt. 

Der Bundesrat hat in seiner 109. Sitzung am 5. Juni 1953 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf eine Änderung vorzuschlagen. Eine Abschrift der Stellung- 
nahme des Bundesrates liegt bei (Anlage 3). 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschläge des Bundes- 
rates zu. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr, Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum Abkommen über 
die Vorrechte und Befreiungen der Sonderorganisationen der Vereinten 
Nationen vom 21. November 1947 und über die Gewährung von Vor- 
rechten und Befreiungen an andere zwischenstaatliche Organisationen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem Beitritt der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu dem am 21, November 1947 von der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
angenommenen Abkommen über die Vorrechte 
und Befreiungen der Sonderorganisationen der 
Vereinten Nationen wird zugestimmt, jedoch 
mit Ausschluß von Artikel III § 7 b des Ab- 
kommens. 

Artikel 2 

(1) Das Abkommen wird nachstehend mit 
Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen ge- 
mäß Artikel XI § 44 in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. Desglei- 
chen ist der die jeweilige Sonderorganisation 
betreffende Anhang in seiner geltenden Fas- 
sung im Bundesgesetzblatt zu veröffentlichen. 

Artikel 3 

Im Interesse der Pflege der zwischenstaat- 
lichen Beziehungen der Bundesrepublik wird 
die Bundesregierung ermächtigt, die Bestim- 


mungen des Abkommens oder eines nach Ar- 
tikel 2 Abs. 2 veröffentlichten Anhangs auf 
amtliche zwischenstaatliche Organisationen, 
die nicht Sonderorganisationen der Vereinten 
Nationen sind, ganz oder teilweise anzuwen- 
den oder, soweit dies erforderlich erscheint, 
solchen Organisationen diplomatische Vor- 
rechte und Befreiungen zu gewähren. Die Bun- 
desregierung wird ferner ermächtigt, auslän- 
dischen Wohlfahrtsorganisationen und ihren 
ausländischen Vertretern im Bundesgebiet auf 
Grund besonderer Vereinbarungen Steuer- 
und Zollvergünstigungen im Rahmen der vor- 
stehend genannten Bestimmungen zu gewäh- 
ren. 

Das Nähere wird durch Rechtsverordnun- 
gen bestimmt, die im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzumachen sind. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
sobald das Land Berlin seine Anwendung 
durch Gesetz festgestcllt hat. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


2 



Begründung 


Der völkerrechtliche Verkehr, an dem die 
Bundesrepublik als Mitglied oder im Zusam- 
menhang mit der Tätigkeit zwischenstaatlicher 
Organisationen in wachsendem Maße tcil- 
nimmt, bringt das Bedürfnis mit sich, diesen 
Organisationen und ihren Vertretern In der 
Bundesrepublik die Vorrechte und Befreiun- 
gen zu sichern, die ihnen in der Regel auch 
von anderen Staaten gewährt werden. 

Das geltende deutsche Recht gewährt grund- 
sätzlich Vorrechte und Befreiungen nur Per- 
sonen, die zu einer bei der Bundesrepublik 
Deutschland beglaubigten diplomatischen Ver- 
LreLung gehören, sowie den ln der Bundesre- 
publik tätigen Konsuln. Dem Bedürfnis, die 
diplomatischen unci berufskonsularischen Ver- 
tretungen auswärtiger Staaten in der Bundes- 
republik schon in den Genuß der ihnen zu- 
kommenden steuerlichen Vorrechte und Be- 
freiungen gelangen zu lassen, bevor Im Wege 
neuer vertraglicher Vereinbarungen über ihre 
steuerliche Behandlung Gegenseitigkeit ver- 
bürgt ist, wurde durch Verwaltungsanordnung 
der Bundesregierung vom 13. Oktober 1950 
(Bundesanzeiger Nr. 212 vom 2. November 
1950) abgeholfen. Des weiteren genießen auf 
Grund des Abkommens über die Organisation 
für Europäische Wirtschaftliche Zusammenar- 
beit (OEEC) vom 16. April 1948 (abgedruckt 
im Europa-Archiv 1948 Seite 1345 ff.), dem 
die drei westlichen Besatzungszonen durch die 
alliierten Oberbefehlshaber beigetreten sind, 
die Vertreter der Mitgliedstaaten dieser Orga- 
nisation diplomatische Vorrechte und Befrei- 
ungen (Zusatzprotokoll I, Art. 9). Durch das 
gleiche Abkommen sind die Beamten der Or- 
ganisation ohne Rücksicht auf ihre Staatsange- 
hörigkeit von der Besteuerung ihrer Gehälter 
befreit worden (Zusatzprotokoll I, Art. 14 b). 
Für die deutschen Staatsangehörigen dieser 
Kategorie ist überdies die Steuerbefreiung In 
der Verwaltungsanordnung vom 13. Oktober 
1950 ausdrücklich vorgesehen. 

Die Gewährung von Vorrechten und Befrei- 
ungen an andere zwischenstaatliche Organi- 
sationen und deren Vertreter ist noch nicht 
geregelt. Diesem Zweck dient das von der Ge- 
neralversammlung der Vereinten Nationen 
am 21. November 1947 angenommene Ab- 
kommen über die Vorrechte und Befreiungen 
der Sonderorganisationen. Es besteht ein Be- 
dürfnis, daß die Bundesrepublik diesem Ab- 
kommen baldmöglichst beitritt. Die Bundes- 
republik Ist von dem Generaldirektor der Er- 


nährungs- und Landwirtschaftsorganisation 
der Vereinten Nationen am 11. Januar 1951 
eingeladen, worden, dem Abkommen und dem 
für diese Sonderorganisationen geltenden An- 
hang beizutreten. Die gleiche Einladung ist 
am 5. Juni 1951 durch den Generaldirektor 
der Weltgesundheitsorganisation ergangen. 
Durch den Beitritt zu diesem Abkommen ist 
jedoch noch nicht die Möglichkeit eröffnet, 
seine Bestimmungen auf zwischenstaatliche 
Organisationen zu erstrecken, die nicht Son- 
dcrorganisatlonen der Vereinten Nationen 
sind. Wie bereits ausgeführt, besteht ein In- 
teresse daran, auch nicht den Vereinten Na- 
tionen angeschlossenen zwischenstaatlichen Or- 
ganisationen, und zwar auch solchen, denen 
die Bundesrepublik nicht als Mitglied ange- 
hört, mit denen sie aber völkerrechtlichen Ver- 
kehr aufgenommen hat oder aufnehmen wird, 
für die Dauer ihrer amtlichen Tätigkeit in 
der Bundesrepublik Vorrechte und Befreiun- 
gen zu sichern. 

Aus diesem Grunde sieht der Gesetzentwurf 
in Art. 3 Satz 1 vor, daß die Bundesregie- 
rung ermächtigt wird, die in dem Abkommen 
gewährten Privilegien auf andere amtliche 
zwischenstaatliche Organisationen zu er- 
strecken. 

Nach dem Abkommen vom 21. November 
1947 genießen die Beamten der Sonderorgani- 
sationen nur bestimmte Vorrechte und Insbe- 
sondere nur Amtsimmunität, während die 
vollen diplomatischen Rechte nur den Lei- 
tern der Sonderorganisationen zugestanden 
werden. Daher ist eine gesetzliche Grundlage 
erforderlich, die die Bundesregierung in die 
Lage versetzt, einer gegenwärtig oder zukünf- 
tig in der Bundesrepublik vertretenen amt- 
lichen zwischenstaatlichen Organisation die- 
jenigen Vorrechte und Befreiungen zu gewäh- 
ren, die der Bedeutung der Organisation und 
den politischen Erfordernissen Rechnung tra- 
gen. Es kann im Einzelfall zweckmäßig sein, 
der Organisation und ihren Funktionären die 
gleichen Rechte und Befreiungen zuzubilligen, 
die den in der Bundesrepublik beglaubigten 
fremden diplomatischen Missionen zustehen. 
Die Gewährung der vollen diplomatischen 
Vergünstigungen wird jedoch nur in besonders 
begründeten Ausnahmefällen In Frage kom- 
men, während regelmäßig der im Abkommen 
vorgesehene Status, der nach dem jeweiligen 
Bedürfnis auch unterschritten werden kann. 


3 



als ausreichend anzusehen ist. Dabei ist dar- 
auf Bedacht zu nehmen, amtlichen zwischen- 
staatlichen Organisationen Vorrechte und Be- 
freiungen schon bei der Aufnahme ihrer Tätig- 
keit im Bundesgebiet und nicht erst nach dem 
Abschluß oft langwieriger Vertragsverhand- 
lungen zu gewähren. Das Bedürfnis hierfür 
ist das gleiche wie bei diplomatischen und 
berufskonsularischen Vertretungen auswärti- 
ger Staaten in der Bundesrepublik, denen 
derartige Rechte gleichfalls schon bei der Auf- 
nahme ihrer Tätigkeit und ohne Rücksicht auf 
den Abschluß entsprechender vertraglicher 
Vereinbarungen gewährt zu werden pflegen. 

Es ist ferner erforderlich, eine gesetzliche 
Grundlage für die Gewährung von Steucr- 
und Zollvergünstigungen an ausländische 
‘Wohlfahrtsorganisationen und ihre ausländi- 
schen Vertreter im Bundesgebiet zu schaffen. 
In dem mit den Organisationen CARE (Co- 
operative for American Remittances to Europe 
Inc.), CRALOG (Council of Relief Agencies 
LIcenced for Operation In Germany), LT 
CROSS (Liga der Rotkreuzgesellschaften) 
und der Schweizer Europahilfe bereits abge- 
schlossenen Vereinbarungen sind vorbehaltlich 
der gesetzlichen Regelung entsprechende Be- 
stimmungen über die Gewährung derartiger 
Vergünstigungen aufgenommen worden. Zur 
Zeit schweben Verhandlungen über den Ab- 
schluß von Vereinbarungen mit der Arbeits- 
gemeinschaft der Skandinavischen Wohlfahrts- 
verbände und einigen kirchlichen Organisati- 
onen wie dem Weltkirchenrat, dem Lutheri- 
schen Weltbund, dem YMCA (World^s Young 
Men's Christian Association) und dem NCWC 
(National Catholic Welfare Conference), in 
denen die gleichen Abmachungen getroffen 
werden sollen. Damit dürften die Einzelab- 
machungen mit caritativen ausländischen Or- 
ganisationen, soweit sich das bisher übersehen 
läßt, abgeschlossen sein. Die Einräumung von 
Vorrechten und Vergünstigungen an die ge- 
nannten Organisationen erschien einmal mit 
Rücksicht auf die vorangegangenen entspre- 
chenden Abmachungen der Verbände und fer- 
ner deswegen erforderlich, weil auf die Liebes- 
tätigkeit dieser Organisationen nicht verzich- 
tet werden kann. Diesem Erfordernis trägt 
der Gesetzentwurf mit der der Bundesregie- 
rung in Art. 3 Satz 2 zu erteilenden Ermäch- 
tigung Rechnung. 

Die bevorzugte Behandlung, die den Sonder- 
organisationen auf Grund des Abkommens 
vom 21. November 1947 und anderen zwi- 
schenstaatlichen und Wohlfahrts-Organisatio- 


nen auf Anordnung der Bundesregierung ge- 
mäß Art. 3 des Gesetzentwurfes zuteil wird, 
hat zur Voraussetzung, daß die hierdurch er- 
langten Vorteile keine irgendwie geartete 
kommerzielle Verwendung finden. Die Betei- 
ligung einer mit Vorrechten und Befreiungen 
ausgestatteten Organisation am Wirtschafts- 
verkehr im Gebiet des Empfangsstaates wäre 
ein Mißbrauch der eingeräumten Vorrangstel- 
lung und kann nach näherer Regelung des 
§ 24 des Abkommens zu einer Aufhebung der 
Vergünstigungen führen. Einer Organisation, 
der auf Grund der In Art. 3 des Gesetzent- 
wurfes erteilten Ermächtigung Vorrechte ein- 
geräumt worden sind, können diese bei miß- 
bräuchlicher Verwendung durch einseitigen 
Akt wieder entzogen werden. 

Zu Art. 1 

Da es sich bei dem Abkommen um einen Ver- 
trag handelt, der sich auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung bezieht, bedarf der Bei- 
tritt zu dem Abkommen nach Art. 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung 
der für die Bundesgesetzgebung zuständigen 
Körperschaften in der Form eines Bundesge- 
setzes. Art. 1 des Gesetzes enthält die erfor- 
derliche Zustimmung. 

§ 7 des Abkommens regelt die Befreiung der 
Sonderorganisationen von devisenrechtlichen 
Beschränkungen, insbesondere von dem Ver- 
bote des Transfers und der Umwechslung von 
Mitteln. Mit Rücksicht auf die hierdurch ge- 
gebene Gefährdung der deutschen Devisen- 
wirtschaft, die insbesondere durch Umtausch 
von sogenannter „welcher“ in „harte“ Wäh- 
rung erheblich geschädigt werden könnte, wird 
diese Bestimmung in das Zustimmungsgesetz 
nicht aufgenommen. 

Zu Art. 2 

Das Abkommen sieht vor, daß die von der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
angenommene Fassung von den einzelnen Son- 
derorganisationen durch einen besonderen An- 
hang Ihrem satzungsmäßigen Zweck angepaßt 
werden kann. Diese Anhänge werden von den 
Sonderorganisationen In Ihrer endgültigen 
Fassung dem Generalsekretär der Vereinten 
Nationen übermittelt. Ein Mitglied einer Son- 
derorganisation wird, wenn es — wie die Bun- 
desrepublik — nicht Mitglied der Vereinten 
Nationen ist, nach § 42 des Abkommens von 
der Sonderorganisation unter Mitteilung des 
Abkommens und des sie betreffenden An- 
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hangs eingeladen, dem Abkommen beizutre- 
ten. Der Beitritt des Mitglieds wird nach 
§§41 und 42 des Abkommens dadurch voll- 
zogen und wirksam, daß die Beitrittserklärung 
bei dem Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen oder dem Leiter der betreffenden Sonder- 
organisation hinterlegt wird. Damit tritt 
nach näherer Bestimmung des § 4 das Abkom- 
men für die Bundesrepublik in Kraft. 

Die Veröffentlichung des Abkommens und des 
die jeweilige Sonderorganisation betreffenden 
Anhangs ist durch Art. 82 in Verbindung 
mit Art. 59 Abs. 2 des Grundgesetzes ge- 
boten. 

Zu Art. 3 

Die Möglichkeit einer Ausdehnung der in dem 
Abkommen vorgesehenen Vorrechte und Be- 
freiungen sowohl hinsichtlich des zu begün- 
stigenden Personenkreises wie des Umfangs 
der zu gewährenden Ausnahmestellung er- 
scheint aus den in der Einführung genannten 
Gründen erforderlich. 

Unter den Begriff „amtliche zwischenstaatliche 
Organisationen“ fallen auch internationale 
Schiedsgerichte. 

Die Rechtsstellung der diplomatischen Vertre- 
tungen, die im allgemeinen Völkerrecht be- 
gründet ist und hinsichtlich der Befreiungen 
von Steuern und Zöllen eine vorläufige Rege- 
lung In der Verwaltungsanordnung vom 
13. Oktober 1950 gefunden hat, stellt das 
Höchstmaß der von der Bundesrepublik über- 
haupt gewährten Vorrechte und Befreiungen 
dar. Die Im Abkommen für die Sonderorganl- 
sationen begründeten Rechte bleiben demge- 
genüber In folgenden Punkten zurück: 

1. Vertreter der Mitglieder der Sonderorgani- 
sationen 

a) Die nach § 13 des Abkommens den 
Vertretern der Mitgliedstaaten gewähr- 
ten Vorrechte sind zeitlich und Inhalt- 
lich stark begrenzt. Sie gelten nur wäh- 
rend der durch die Sonderorganisati- 
onen einberuf enen Tagungen sowie auf 
der Hin- und Rückreise. Sachlich han- 
delt es sich neben der Unverletzlichkeit 
der Personen und des Gepäcks nur um 
eine gerichtliche Immunität hinsichtlich 
dienstlicher Handlungen und Äuße- 
rungen. Demgegenüber räumt § 18 
GVG in Übereinstimmung mit den 
allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
den Mitgliedern diplomatischer Missio- 


nen volle Befreiung von der Gerichts- 
barkeit ein. Bezüglich der Unverletzlich- 
keit der Schriftstücke, der Code- und 
Kurierbenutzung, der Befreiung von 
Einwanderungsbestimmungen und frem- 
denpolizeilichen Bestimmungen über 
Devisen und Gepäck gelten dieselben 
Regeln wie für diplomatische Vertreter. 

b) Nach dem Völkerrecht erstrecken sich 
die Vorrechte und Befreiungen auch auf 
Familienangehörige der Mitglieder di- 
plomatischer Missionen. Hinsiditlich der 
Befreiung von der Gerichtsbarkeit ist 
dieser Grundsatz im § 19 GVG aus- 
drücklich festgelegt. Demgegenüber ist 
In § 13 d für die Ehegatten der Ver- 
treter der Sonderorganisationen lediglich 
Befreiung von Einwanderungsbeschrän- 
kungen, von der Meldepflicht und von 
nationalen Dienstleistungen vorgesehen. 

c) Das Völkerrecht sieht bei Abbruch der 
diplomatischen Beziehungen zwischen 
Gastland und Entsendestaat die unge- 
hinderte Heimreise der diplomatischen 
Mission vor. Für die Vertreter der 
Mitglieder fehlt es Im Abkommen an 
einer entsprechenden Bestimmung, was 
sich für etwaige ständige Vertreter 
nachteilig auswirken könnte. 

2. Beamte der Sonderorganisationen 

a) Die Befreiung von der Gerichtsbarkeit 
(§ 19 a) erstreckt sich im Gegensatz zu 
der Befreiung der Diplomaten nach 
§ 18 GVG ebenfalls nur auf die amt- 
liche Tätigkeit. 

b) Die zollfreie Einfuhr der persönlichen 
Habe ist den Beamten In § 19 f nur 
bei ihrem Amtsantritt zugebilligt, wäh- 
rend die Verwaltungsanordnung vom 
13. Oktober 1950 in Verbindung mit 
§ 112 der Allgemeinen Zollordnung 
diese zeitliche Begrenzung nicht kennt. 

c) Nach § 19 c und e erstrecken sich auf 
die Ehefrau und die unterhaltenen Fa- 
milienmitglieder der Beamten nur die 
Einreise- und Heimschaffungserleich- 
terungen sowie die Befreiung von der 
Meldepflicht, während die Vorredite 
der Familienangehörigen der diploma- 
tischen Vertreter hierauf nicht be- 
schränkt sind (vgl. oben zu 1 c). 

3. Dienstpersonal 

Nach dem Völkerrecht stehen die diplo- 
matischen Vorrechte und Befreiungen auch 
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dem Dienstpersonal der diplomatischen 
Vertretungen zu, soweit es sich nicht um 
Angehörige des Empfangsstaates handelt. 
Hinsichtlich der Befreiung von der Ge- 
richtsbarkeit ist dieser Grundsatz in § 19 
GVG ausgesprochen. Eine entsprediende 
Regelung für Steuern und Zölle ist in der 
Verwaltungsanordnung vom 13. Oktober 
1950 getroffen. 

Das Abkommen sieht für das Dienstper- 
sonal keine Vergünstigungen vor. 

Die im Abkommen aufgeführten Redite 
gehen andererseits in folgenden Bestim- 
mungen über die den Mitgliedern diplo- 
matischer Vertretungen gewährten Immu- 
nitäten hinaus: 

A. § 7 b sieht weitgehende Befreiung von 
Devisenbeschränkungen vor. Diese Be- 
stimmung Ist jedoch durch Artikel 1 
letzter Satz von der Anwendung auf 
die Bundesrepublik ausgeschlossen (vgl. 
die Begründung zu Art. 1). 

B. § 10 betrifft die Befreiung oder Erstat- 
tung von indirekten Steuern bei größe- 
ren Einkäufen der Sonderorganisationen 
für amtlichen Bedarf. Es handelt sich 
um eine Soll Vorschrift, die nur „nach 
Möglichkeit'* zu befolgen ist. Entsdiel- 
dend für die Frage der Anwendung 
dieser Bestimmung wird in erster 
Linie nicht die Höhe des Steueraus- 
falls, sondern der mit der Rückzahlung 
verbundene Verwaltungsaufwand sein, 
was Im Einzelfall zu prüfen sein wird. 
Da die Bestimmung nicht bindend ist, 
ist die Zustimmung zu dem Abkom- 
men insoweit unbedenklich. 

C. § 20 sieht für die Beamten der Sonder- 
organisationen eine Befreiung von nati- 
onalen Dienstleistungen vor. Die Auf- 
nahme der Beamten in die Liste der 
von nationaler Dienstleistung Befreiten 


bedarf der ausdrücklldien Genehmi- 
gung des Heimatstaates. Für die nicht 
in die Liste aufgenommenen Beamten 
ist lediglich eine verzögerte Einberu- 
fungsfrist vorgesehen. 

Die Interessen des Heimatstaates er- 
scheinen durch diese Regelung genügend 
gewahrt, so daß auch dieser Bestim- 
mung zugestimmt werden kann. 

Zu Art. 4 

Die Einfügung einer Berlin-Klausel Ist erfor- 
derlich, da einmal mit der Möglichkeit gerech- 
net werden muß, daß Organisationen, die 
nach dem Gesetzentwurf für die Gewährung 
von Vergünstigungen in Frage kommen. Im 
Gebiete des Landes Berlin tätig werden; es 
muß ferner gewährleistet sein, daß Einwoh- 
ner des Landes Berlin als Mitgliedsvertreter 
bei oder Beamte von zwischenstaatlichen Or- 
ganisationen in den Genuß der in dem Ge- 
setzentwurf vorgesehenen Vergünstigungen 
gelangen. 

Der Wortlaut der Klausel entspricht der Neu- 
regelung des Übernahmeverfahrens auf Grund 
eines Beschlusses des Berliner Abgeordneten- 
hauses vom 22. Januar 1953. Hiernach sollen 
Gesetze über internationale Verträge der 
Bundesrepublik Deutschland Im Bundesge- 
setzblatt mit Wirkung auch für das Land 
Berlin als verkündet gelten, sobald das Land 
Berlin durch Gesetz deren Anwendung in Ber- 
lin festgestellt hat. Das Land Berlin wünscht 
daher nicht, daß das in § 13 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vorgesehene Verfahren bei der 
Erstreckung von Zustimmungsgesetzen zu in- 
ternationalen Verträgen auf Berlin angewendet 
wird. 

Zu Art. 5 

Art. 5 des Gesetzes beruht auf Art. 82 
Abs. 2 GG. 



Anlage 2 


Convention on the Privileges and immunities 
ol the specialized agencies 

Convention sur les Privileges et immunites 
des institiitions specialisees 

Abkommen über die Vorrechte und Befreiungen 

der Sonderorganisationen (Übersetzung) 


Whereas the General Assembly of 
the United Nations adopted on 13. 
February 1946 a resolution contemp- 
lating the unification as far as 
possible of the Privileges and im- 
munities enjoyed by the United Na- 
tions and by the various specialized 
agencies; and 

Whereas consultations concerning 
the implementation of the aforesaid 
resoiuiion hdve taken place between 
the United Nations and the speciali- 
zed agencies; 

Consequently, by resolution 179 (II) 
adopted on 21 November 1947, the 
General Assembly has approved the 
following Convention, which is sub- 
mitted to the specialized agencies for 
acceptance and to every Member of 
the United Nations and to every other 
State member of one or more of the 
specialized agencies for accession. 


ARTICLE I 

Definitions and scope 

Section 1 

In this Convention: 

(i) The words „Standard clauses" 
refer to the provisions of articles II 
to IX. 

(ii) The words "specialized" agen- 
cies" mean: 

(a) The International Labour Organi- 
zation; 

(b) The Food and Agriculture Or- 
ganization of the United Nations; 

(c) The United Nations Educational, 
Scientific and Cultural Organiza- 
tion; 

(d) The International Civil Aviation 
Organization; 

(e) The International Monetary Fund; 

(f) The International Bank for Recon- 
struction and Development; 

(g) The World Health Organization; 

(h) The Universal Postal Union; 

(i) The International Telecommuni- 
cations Union; and 

(j) Any other agency in relationship 
with the United Nations in ac- 
cordance with Articles 57 and 63 
of the Charter. 

(iii) The word "Convention" means, 
in relation to any particular speciali- 
zed agency, the Standard clauses as 
modified by the final (or revised) text 
of the annex transmitted by that 
agency in accordance with sections 36 
and 38. 


Considerant que l'Assemblee gene- 
rale de rOrganisation des Nations 
Unies a adopte le 13 fevrier 1946 une 
resolution tendant ä l’unification, dans 
la mesure du possible, des Privileges 
et immunites dont jouissent l'Organi- 
sation des Nations Unies et les diffe- 
rentes institutions specialisees ; 

Considerant que des consultations 
ont eu lieu entre l’Organisation des 
Ndtions Unies et les institutions spe- 
cialisees en vue de donner effet ä ladite 
resolution ; 

En consequence, par la resolution 
179(11) adoptee le 21 novembre 1947, 
l'Assemblee generale a approuve la 
Convention ci-apres, qui est soumise 
pour acceptation aux institutions spe- 
cialisees, et pour adhesion ä tout 
Membre de l'Organisation des Nations 
Unies ainsi qu'ä tout autre Etat membre 
d'une ou de plusieurs institutions spe- 
cialisees. 

ARTICLE PREMIER 

Definitions et champ d'application 

Section 1 

Aux fins de la presente Convention: 

i) Les mots «clauses-standard» vi- 
sent le dispositions des articles II ä IX. 

ii) Les mots «institutions speciali- 
sees» visent : 

a) L'Organisation internationale du 
travail ; 

b) L’Organisation des Nations Unies 
pour l'alimentation et l'agriculture ; 

c) L'Organisation des Nations Unies 
pour l'education, la Science et la 
culture ; 

d) L’Organisation de l'aviation civile 
inte^rnationale ; 

e) Le Fonds monetaire international ; 

f) La Banque internationale pour la 
reconstruction et la mise en valeur ; 

g) L’Organisation mondiale de la 
sante ; 

h) L’Union postale universelle ; 

i) L’Union internationale des telecom- 
munications ; 

j) Toute autre Institution reliee a 
l’Organisation des Nations Unies 
conformement aux Articles 57 et 63 
de la Charte. 

iii) Le mot «Convention», en taut 
qu’il s'applique ä une institution spe- 
cialisee determinee, vise les clauses 
Standard modifiees par le texte final 
(ou revise) de l’annexe transmise par 
ladite institution conformement aux 
sections 36 et 38. 


Da die Vollversammlung der Orga- 
nisation der Vereinten Nationen am 
13. Februar 1946 eine Entschließung 
angenommen hat, wonach die Vor- 
rechte und Befreiungen, die die Orga- 
nisation der Vereinten Nationen und 
die verschiedenen Sonderorganisatio- 
nen genießen, so weit wie möglich ver- 
einheitlicht werden sollen; 

Da zwischen der Organisation der 
Vereinten Nationen und den Sonder- 
organisationcn Beratungen über die 
Durchführung dieser Entschließung 
stattgefunden haben; 

hat demgemäß die Vollversammlung 
mit der am 21. November 1947 ange- 
nommenen Entschließung 179 (II) das 
nachstehende Abkommen gebilligt, 
welches den Sonderorganisationen zur 
Annahme und jedem Mitglied der 
Organisation der Vereinten Nationen 
sowie jedem anderen Mitglied einer 
oder mehrerer Sonderorganisationen 
zum Beitritt vorgelegt wird. 

ARTIKEL I 

Begriffsbestimmungen und 
Geltungsbereich 
§ 1 

Im Sinne dieses Abkommens be- 
ziehen sich 

(i) die Worte „allgemeine Bestim- 
mungen" auf die Bestimmungen der 
Artikel II bis IX; 

(ii) das Wort „Sonderorganisatio- 
nen" auf 

a) die Internationale Arbeitsorgani- 
sation, 

b) die Organisation der Vereinten 
Nationen für Ernährung und Land- 
wirtschaft, 

c) die Organisation der Vereinten 
Nationen für Erziehung, Wissen- 
schaft und Kultur, 

d) die Organisation der Internatio- 
nalen Zivilluftfahrt, 

e) den Internationalenwährungsfonds, 

f) die Internationale Bank für Wie- 
deraufbau und Entwicklung, 

g) die Weltgesundheitsorganisation, 

h) den Weltpostverein, 

i) den Internationalen Fernmelde- 
verein, 

j) jede andere Organisation, die der 
Organisation der Vereinten Natio- 
nen gemäß den Artikeln 57 und 63 
der Charta angeschlossen ist. 

(iii) das Wort „Abkommen", soweit 
es auf eine bestimmte Sonderorganisa- 
tion Anwendung findet, auf die allge- 
meinen Bestimmungen, die durch den 
gemäß den §§ 36 und 38 durch diese 
Sonderorganisation übermittelten end- 
gültigen (oder revidierten) Wortlaut 
der Anlage abgeändert wurden. 
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(iv) For the purposes of article III, 
the words "property and assets" shall 
also include property and funds ad- 
ministered by a specialized agency in 
furthcrance of its constitutional func- 
tions. 

(v) For the purposes of articles V 
and VII, the expression "represen- 
tatives of members" shall be deemed 
to include all representatives, alter- 
nates, advisers, technical experts and 
secretaries of delegations. 

(vi) In sections 13, 14, 15 and 25, 
the expression "meetings convened by 
a specialized agency" means meetings: 

(1) of its assembly and of its executive 
body (however designated), and 

(2) of any Commission provided for in 
its Constitution; 

(3) of any international Conference 
convened by it; and 

(4) of any Committee of any of these 
bodies. 

(vii) The term "executive head" 
means the principal executive official 
of the specialized agency in question, 
whether designated "Director-Gene- 
ral" or otherwise. 


S e c t i o n 2 

Fach State party to this Convention 
in respect of any specialized agency 
to which this Convention has become 
applicable in accordance with section 
37 shall accord to, or in connexion 
with, that agency the Privileges and 
immunities set forth in the Standard 
clauses on the conditions specified 
therein, subject to any modification of 
those clauses contained in the pro- 
visions of the final (or revised) annex 
relating to that agency and trans- 
mitted in accordance with sections 
36 or 38. 


ARTICLE II 

Juridical personality 

Section 3 

The specialized agencies shall 
possess juridical personality. They 
shall have the capicity 

(a) to contract, 

(b) to acquire and dispose of immov- 
able and movable property, 

(c) to Institute legal proceedings. 

ARTICLE III 

Property, funds and assets 

Section 4 

The specialized agencies, their pro- 
perty and assets, wherever located 
and by whomsoever held, shall enjoy 
immunity from every form of legal 
process except in so far as in any 


iv) Aux fins de l'article III, les mots 
«biens et avoirs» s'appliquent egale- 
ment aux biens et fonds administres 
par une Institution specialisee dans 
l'exercice de ses attributions orga- 
niques. 

v) Aux fins des articles V et VIT, 
l'expression «representants des mem- 
bres» est consideree comme compre- 
nant tous les representants, represen- 
tants suppleants, conseillers, experts 
tediniques et secretaires de dele- 
gations. 

vi) Aux finr> des sections 13, 14, 15 
et 25, l'expression «reunions con- 
voquees par une Institution speci- 
alisee» vise les reunions: 

1) de son assemblee ou de son conseil 
de direction (quel que soit le terme 
utilise pour les designer); 

2) de toute Commission prevue par son 
acte organique; 

3) de toute Conference internationale 
convoquee par eile; 

4) de toute Commission de Tun quel- 
conque des Organes precedents. 

vii) Le terme «directeur general» 
designe le ionctionnaire principal de 
l'institution specialisee en question, 
que son titre soit celui de directeur 
general ou tout autre. 


Section 2 

Tout Etat Partie ä la presente Con- 
vention accordera en ce qui concerne 
toute Institution specialisee couverte 
par son adhesion et a laquelle la pre- 
sente Convention est devenue appli- 
cable en vertu de la section 37, les 
Privileges et immunites prevus par 
les clauses-standard aux conditions 
qui y sont spccifiees, sous reserve de 
toutes modifications apportees aux 
dites clauses par les dispositions du 
texte final (ou revise) de l'annexe re- 
lative ä cette institution, düment trans- 
mise conformement aux sections 36 
ou 38. 


ARTICLE II 

Personnalit^ juridique 

Section 3 

Les institutions specialisees posse- 
dent la personnalite juridique. Elles 
ont la capacite 

a) de contracter, 

b) d'acquerir et de disposer des biens 
immobiliers et mobiliers, 

c) d'ester en justice. 


ARTICLE III 

Biens, fonds et avoirs 

Section 4 

Les institutions specialisees, leurs 
biens et avoirs, en quelque endroit 
qu'ils se trouvent et quel qu'en soit 
le detenteur, jouissent de l'immunite 
de juridiction, sauf dans la mesure oü 


(iv) Im Sinne des Artikels III bezie- 
hen sich die Worte „Vermögenswerte 
und Guthaben" auch auf Vermögens- 
werte und Mittel, die durch eine Son- 
derorganisation in Ausübung ihrer 
satzungsmäßigen Befugnisse verwaltet 
werden. 

(v) Im Sinne der Artikel V und VH 
ist der Ausdruck „Vertreter der Mit- 
glieder" dahin aufzufassen, daß er alle 
Vertreter, Ersatzmänner, Berater, tech- 
nischen Sachverständigen und Dele- 
gationssekretäre einbezieht. 

(vi) Im Sinne der §§ 13, 14, 15 und 
25 bezieht sich der Ausdruck „durch 
eine Sonderorganisation einberufene 
Tagungen" auf die Tagungen 

1) ihrer Mitgliederversammlung oder 
ihres Vorstandes (ohne Rücksicht 
auf die Bezeichnung dieser Organe); 

2) jedes durch ihre Satzung vorgesehe- 
nen Ausschusses; 

3) jeder von ihr einberufenen inter- 
nationalen Konferenz, 

4) jedes Ausschusses irgendeines der 
vorstehend genannten Organe. 

(vii) Der Ausdruck „Leiter" bezeich- 
net den höchsten Beamten der betref- 
fenden Sonderorganisation, möge er 
die Amtsbezeichnung Generaldirektor 
oder eine andere Amtsbezeichnung 
führen. 

§ 2 

Jeder Staat, der Partei dieses Ab- 
kommens ist, gewährt in bezug auf 
jede Sonderorganisation, auf die sich 
seine Beitrittserklärung bezieht, und 
auf die dieses Abkommen auf Grund 
des § 37 anwendbar geworden ist, die 
durch die allgemeinen Bestimmungen 
vorgesehenen Vorrechte und Befrei- 
ungen unter den dort angeführten 
Bedingungen, unter Berücksichtigung 
sämtlicher Änderungen dieser Vor- 
schriften durch die Bestimmungen des 
endgültigen (oder revidierten) Wort- 
lauts der auf diese Sonderorganisation 
bezüglichen und gemäß den §§ 36 oder 
38 ordnungsgemäß übermittelten An- 
lage. 

ARTIKEL II 

Reditspersönlichkeit 

§ 3 

Die Sonderorganisationen besitzen 
Rechtspersönlichkeit. Sie können, 

a) Verträge abschließen, 

b) unbewegliches und bewegliches Ver- 
mögen erwerben und darüber ver- 
fügen, 

c) vor Gericht klagen und verklagt 
werden. 

ARTIKEL III 

Vermögenswerte, Gelder und 
Guthaben 

§ 4 

Die Sonderorganisationen, ihre Ver- 
mögenswerte und Guthaben genießen 
ohne Rücksicht darauf, wo und in 
wessen Besitz sie sich befinden, Be- 
freiung von der Geriditsbarkeit, soweit 
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particular case they have expressly 
waived their immunity. It is, however, 
understood that no waiver.of immu- 
nity shall extend to any measure of 
execution. 

Section 5 

The premises of the specialized 
agencies shall be inviolable. The 
property and assets of the specialized 
agencies, wherever located and by 
whomsoever held, shall be immune 
from seardi, requisition, confiscation, 
expropriation and any other form of 
interference, whether by executive, 
administrative, judicial or legislative 
action. 

Section 6 

The archives of the specialized 
agencies, and in general all docu- 
ments belonging to them or held by 
them, shall be inviolable, wherever 
located. 

Section 7 

Without being restricted by finan- 
cial Controls, regulations or moratoria 
of any kind: 

(a) The specialized agencies may 
hold funds, gold or currency of any 
kind and operate accounts in any 
currency; 

(b) The specialized agencies may 
freely transfer their funds, gold or 
currency from one country to another 
or within any country and convert any 
currency held by them into any other 
currency. 


Section 8 

Each specialized agency shall, in 
exercising its rights under section 7 
above, pay due regard to any repre- 
sentations made by the Government of 
any State party to this Convention in 
so far as it is considered that effect 
can be given to such representations 
without detriment to the interests of 
the agency. 

Section 9 

The specialized agencies, their 
assets, income and other property shall 
be: 

(a) Exempt from all direct taxes; it 
is understood, however, that the spe- 
cialized agencies will not Claim 
exemption from taxes which are, in 
fact, no more than charges for public 
Utility Services; 

(b) Exempt from customs duties and 
prohibitions and restrictions on Im- 
ports and exports in respect of articles 
imported or exported by the spcci- 
alized agencies for their official use; 
it is understood, however, that articles 
imported under such exemption will 
not be Sold in the country into which 
they were imported except under con- 
ditions agreed to with the Govern- 
ment of that country; 


(c) Exempt from duties and prohibi- 
tions and restrictions on Imports and 
exports in respect of their piiblica- 
tions. 


elles y ont expressement renonce dans 
un cas particulier. II est entendu toute- 
fois que la renonciation ne peut s'eten- 
dre ä des mesures d'execution. 


Se ction 5 

Les locaux des institutions specia- 
lisees sont inviolables. Leurs biens et 
avoirs, en quelque endroit qu’ils se 
trouvent et quel qu'en soit le deten- 
teur, sont exempts de perquisition, re- 
quisition, confiscation, expropriation ou 
de toute autre forme de contrainte exe- 
cutive, administrative, judiciaire ou 
legislative. 

Section 6 

Les archives des institutions specia- 
lisees et, d'une maniere generale, tous 
les documents leur appartenant ou de- 
tenus par elles, sont inviolables en 
quelque endroit qu'ils se trouvent. 

Section 7 

Sans etre astreintes ä aucun con- 
tröle, reglementation ou moratoire 
financiers : 

a) Les institutions specialisees peu- 
vent detenir des fonds, de l’or ou des 
devises de toute nature et avoir des 
comptes en n'importe quelle monnaie ; 

b) Les institutions specialisees peu- 
vent transferer librement leurs fonds, 
leur or ou leurs devises d'un paysdans 
un autre ou ä l'interieur d'un pays 
quelconque et convertir toutes devises 
detenues par elles en toute autre 
monnaie. 

Section 8 

Dans l’exercice des droits qui lui 
sont accordes en vertu de la section 
7 ci-dessüs, chacune des institutions 
specialisees tiendra compte de toutes 
representations qui lui seraient faites 
par le Gouvernement de tout Etat 
Partie ä la presente Convention dans 
la mesure ou eile estimera pouvoir y 
donner suite sans porter prejudice a 
ses propres interets. 

Section 9 

Les institutions specialisees, leurs 
avoirs, revenus et autres biens sont : 

a) Exoneres de tout impöt direct; 
il est entendu, toutefois, que les insti- 
tutions specialisees ne demanderont 
pas l’exoneration d'impöts qui ne 
seraient pas en exces de la simple 
remuneration de Services d'utilite 
publique ; 

b) Exoneres de tout droit de douane 
et de toutes prohibitions et restrictions 
d'importation ou d'exportation ä 
l'egard d'objets importes ou exportes 
par les institutions specialisees pour 
leur usage officiel ; il est entendu, 
toutefois, que les articles ainsi Impor- 
tes en franchise ne seront pas vendus 
sur le territoire du pays dans lequel ils 
auront ete introduits, ä moins que ce 
ne soit a des conditions agreees par le 
Gouvernement de ce pays ; 

c) Exoneres de tout droit de douane 
et de toutes prohibitions et restrictions 
ä l’egard de leurs publications. 


sie nicht im Einzelfall hierauf aus- 
drücklich verzichtet haben. Ein sol- 
cher Verzicht erstreckt sich jedoch 
nicht auf Vollstreckungsmaßnahmen. 


§ 5 

Die Räumlichkeiten der Sonderorga- 
nisationen sind unverletzlich. Ver- 
mögen und Guthaben der Sonder- 
organisationen, gleichviel wo und in 
wessen Besitz sie sich befinden, sind 
der Durchsuchung, Beschlagnahme, 
Einziehung, Enteignung und jeder 
sonstigen Form eines verwaltungs- 
mäßigen, gerichtlichen oder gesetz- 
lichen Eingriffs entzogen. 

§ 6 

Die Archive der Sonderorganisatio- 
nen und alle ihnen gehörigen oder in 
ihrem Besitz befindlichen Urkunden 
sind ohne Rücksicht darauf, wo sie sich 
befinden, unverletzlich. 

§7 

Ohne finanziellen Überwachungs- 
maßnahmen, Anweisungen oder Still- 
halteanordnungen unterworfen zu 
sein, können die Sonderorganisationen 

a) Geldmittel, Gold oder Devisen je- 
der Art besitzen und Konten in jeder 
Währung unterhalten; 

b) ihre finanziellen Mittel, ihr Gold 
oder ihre Devisen von einem Lande in 
ein anderes Land oder innerhalb eines 
Landes frei transferieren und alle in 
ihrem Besitze befindlichen Devisen in 
jede andere Währung Umtauschen. 

§8 

Bei der Ausübung der ihnen auf 
Grund des § 7 gewährten Rechte haben 
die Sonderorganisationen die Vorstel- 
lungen, die bei ihnen von der Regie- 
rung eines Staates, der Partei dieses 
Abkommens ist, erhoben werden, inso- 
weit zu berücksichtigen, als anzuneh- 
men ist, daß hierdurch die Belange 
der betreffenden Sonderorganisation 
nicht beeinträchtigt werden. 

§ 9 

Die Sonderorganisationen, ihre Gut- 
haben, Einkünfte und sonstige Ver- 
mögenswerte sind befreit; 

a) von jeder direkten Steuer; die 
Sonderorganisationen werden jedoch 
nicht die Befreiung von Steuern ver- 
langen, die nur eine Vergütung für 
Leistungen öffentlicher Versorgungs- 
dienste darstellen; 

b) von allen Zöllen, Ein- und Aus- 
fuhrverboten und -beschränkungen 
hinsichtlich der von den Sonder- 
organisationen zu ihrem amtlichen Ge- 
brauch eingeführten oder ausgeführ- 
ten Gegenstände; die auf diese Weise 
zollfrei eingeführten Gegenstände dür- 
fen jedoch nicht in dem Gebiete des 
Landes verkauft werden, in das sie 
eingeführt wurden, es sei denn, daß 
der Verkauf zu Bedingungen erfolgt, 
denen die Regierung dieses Landes 
zugestimmt hat; 

c) von allen Zöllen, Ein- und Aus- 
fuhrverboten und Beschränkungen hin- 
sichtlich ihrer Veröffentlichungen. 
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Section 10 

While the specialized agencies will 
not, as a general rule, Claim exemp- 
tion from excise duties and from taxes 
on the sale of movable and immovable 
property which form part of the price 
to be paid, nevertheless when the 
specialized agencies are making im- 
portant purchases for official use of 
property on which such duties and 
taxes habe been charged or are 
chargeable, States parties to this Con- 
vention will, whenever possible, make 
appropriate administrative arrange- 
ments for the remission or return of 
the amount of duty or tax. 

ARTICLE IV 

Facilities in respect of 
Communications 

Section 11 

Each specialized agency shall enjoy, 
in the territory of each State party to 
this Convention in respect of that 
agency, for its official Communica- 
tions, treatment not less favourable 
than that accorded by the Govern- 
ment of such State to any other Gov- 
ernment, inciuding the latter's diplo- 
matic mission in the matter of priori- 
ties, rates and taxes on mails, cables, 
telegrams, radiograms, telephotos, 
telephone and other Communications, 
and press rates for information to the 
press and radio. 


Section 12 

No censorship shall be applied to 
the official correspondence and other 
official Communications of the spe- 
cialized agencies. 

The specialized agencies shall have 
the right to use Codes and to dispatch 
and receive correspondence by Cou- 
rier or in sealed bags, which shall 
have the same immunities and Privi- 
leges as diplomatic couriers and bags. 


Nothing in this section shall be con- 
strued to preclude the adoption of 
appropriate security precautions to be 
determined by agreement between a 
State party to this Convention and a 
specialized agency. 

ARTICLE V 

Representatives of Members 

Section 13 

Representatives of members at mee- 
tings convened by a specialized 
agency shall, while exercising their 
functions and, during their journeys 
to and from the place of meeting, 
enjoy the following Privileges and 
immunities: 

(a) Immunitiy from personal arrest 
or detention and from seizure of their 
personal baggage, and in respect of 
words spoken or written and all acts 
done by them in their official ca- 
pacity, immunity from legal process 
of every kind; 


Section 10 

Bien que les institutions specialisees 
ne revendiquent pas, en regle gene- 
rale, l'exoneration des droits d'accise 
et des taxes ä la vente entrant dans 
le prix des biens mobiliers ou immo- 
biliers, cependant, quand elles effec- 
tuent pour leur usage officiel des 
achats importants dont le prix 
comprend des droits et taxes de cette 
nature, les Etats parties ä la presente 
Convention prendront, chaque fois 
qu'il leur sera possible, les arrange- 
ments administratifs appropries en 
vue de la remise ou du remboursement 
du montant de ces droits et taxes. 

ARTICLE ly 

Facilites de Communications 

Sec tion 11 

Chacune des institutions speciali- 
sees jouira, pour ses Communications 
officielles, sur le territoire de tout 
Etat parti ä la presente Convention en 
ce qui concerne cette institution, d'un 
traitement non moins favorable que le 
traitement accorde par le Gouverne- 
ment de cet Etat ä tout autre Gou- 
vernement, y compris ä sa mission 
diplomatique, en matiere de priorites, 
tarifs et taxes sur le courrier, les 
cäblogrammes, telegrammes, radio- 
telegrammes, telephotos, Communica- 
tions telephoniques et autres Com- 
munications, ainsi qu'en matiere de 
tarifs de presse pour les informations 
ä presse et ä la radio. 

Section 12 

La correspondance officielle et les 
autres Communications officielles des 
institutions specialisees ne pourront 
etre censurees. 

Les institutions specialisees auront 
le droit d'employer des codes ainsi que 
d'expedier et de recevoir leur corre- 
spondance par des courriers ou valises 
scellees qui jouiront des memes Privi- 
leges et immunites que les courriers et 
valises diplomatiques. 


La presente section ne pourra en 
aucune maniere etre interpretee com- 
me interdisant l'adoption de mesures 
de securite appropriees ä determiner 
suivant accord entre l'Etat partie ä la 
presente Convention et une institution 
specialisee. 

ARTICLE V 

Repr^sentants des membres 

Section 13 

Les representants des membres aux 
reunions convoquees par une institu- 
tion specialisee jouissent, pendant 
l'exercice de leurs fonctions et au 
cours de leurs voyages ä destination 
ou en provenance dulieu de la reunion, 
des Privileges et immunites suivants : 

a) Immunite d’arrestation ou de 
detention et de saisie de leurs bagages 
personnels et, en ce qui concerne les 
actes accomplis par eux en leur qua- 
lite officielle (y compris leurs paroles 
et ecrits), immunite de toute juridic- 
tion ; 


§ 10 

Die Sonderorganisationen haben 
grundsätzlich keinen Anspruch auf 
Befreiung von Verbrauchssteuern und 
Verkaufsabgaben, die in den Preisen 
für bewegliches oder unbewegliches 
Vermögen einbegriffen sind. Bei grö- 
ßeren Einkäufen der Sonderorganisa- 
tionen für ihren amtlichen Bedarf wer- 
den die Staaten, die Parteien dieses 
Abkommens sind, wenn im Preis der- 
artige Steuern und Abgaben enthalten 
sind, nach Möglichkeit die geeigneten 
Verwaltungsanordnungen für den Nach- 
laß oder die Erstattung des Betrages 
dieser Steuern und Abgaben treffen. 

ARTIKEL IV 

Erleichterungen 
im Nachrichtenverkehr 
§ 11 

Jede Sonderorganisation genießt im 
Gebiete eines jeden Staates, der Par- 
tei des Abkommens ist, für ihre amt- 
lichen Mitteilungen keine geringeren 
Erleichterungen als sie von der Regie- 
rung dieses Staates jeder anderen Re- 
gierung einschließlich deren diploma- 
tischen Vertretung gewährt werden in 
bezug auf Prioritäten, Tarife und Ab- 
gaben im Postverkehr, für Kabel- 
gramme, Telegramme, Funktelegram- 
me, Funkbilder, Fernsprechverbindun- 
gen und sonstige Verbindungen sowie 
in bezug auf Pressetarife für Presse- 
und Rundfunkinformationen. 


§ 12 

Der amtliche Schriftverkehr und die 
übrigen amtlichen Mitteilungen der 
Sonderorganisationen unterliegen nicht 
der Zensur. 

Die Sonderorganisationen haben das 
Recht, Verschlüsselungen zu verwen- 
den sowie ihren Schriftverkehr durch 
Kuriere oder in versiegelten Behäl- 
tern zu versenden und zu empfangen, 
wofür die gleichen Vorrechte und Be- 
freiungen gelten wie für die diploma- 
tischen Kuriere und die diplomatischen 
Sendungen. 

Die Vorschriften von Absatz 1 und 2 
sind nicht dahin auszulegen, daß die 
Einführung geeigneter Sicherheitsmaß- 
nahmen ausgeschlossen ist, deren An- 
wendung zwischen einem Staate, der 
Partei dieses Abkommens ist, und 
einer Sonderorganisation vereinbart 
wird. 

ARTIKEL V 

Vertreter der Mitglieder 

§ 13 

Die Vertreter der Mitglieder auf den 
durch eine Sonderorganisation einbe- 
rufenen Tagungen genießen während 
der Ausübung ihrer amtlichen Tätig- 
keit und auf ihren Reisen nach oder 
von dem Tagungsort folgende Vor- 
rechte und Befreiungen: 

a) Befreiung von Verhaftung oder 
Festnahme und von der Beschlagnahme 
ihres persönlichen Gepäcks und, in 
bezug auf Handlungen, die sie in amt- 
licher Eigenschaft vorgenommen ha- 
ben (einschließlich ihrer mündlichen 
und schriftlichen Äußerungen), Befrei- 
ung von jeder Gerichtsbarkeit; 
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(b) Inviolability for all papers and 
documents; 

(c) The right to use Codes and to 
receive papers or correspondence by 
Courier or in sealed bags; 

(d) Exemption in respekt of them- 
selves and their spouses from im- 
migration restrictions, aliens’ regis- 
tration or national Service obligations 
in the State which they are visiting or 
through which they are passing in the 
exercise of their functions; 

(e) The same facilities in respect of 
currency or exchange restrictions as 
are accorded to representatives of 
foreign Governments on temporary 
official missions} 

f) The same immunities and fa- 
cilities in respect of their personal 
baggagc as are accorded to members 
of comparable rank of diplomatic mis- 
sions,. 

Section 14 

In Order to secure for the represen- 
tatives of members of the specialized 
agencies at meetings convened by 
them complete freedom of speech and 
complete independence in the dis- 
charge of their duties, the immunity 
from legal process in respect of words 
spoken or written and all acts done by 
them in discharging their duties shall 
continue to be accorded, notwith- 
standing that the persons concerned 
are no longer engaged in the discharge 
of such duties. 

Section 15 

Where the incidence of any form 
of taxdtion depends upon residence,' 
periods during which the representa- 
tives of members of the specialized 
agencies at meetings convened by 
them are present in a member State 
for the discharge of their duties shall 
not be conjsidered as periods of re- 
sidence. 


Section 16 

Privileges and immunities are ac- 
corded to the representatives of 
members, not for the personal benefit 
of the individuals themselves, but in 
Order to safeguard the independent 
exercise of their functions in con- 
nexion with the specialized agencies. 
Consequently, a member not only has 
the right but is under a duty to waive 
the immunity of its representatives in 
any case where, in the opinion of the 
member, the immunity would impede 
the course of justice, and where it 
can be waived without prejudice to 
the purpose for which the immunity is 
accorded. 


Section 17 

The provisions of sections 13, 14 
and 15 are not applicable in relation 
to the authorities of a State of which 
the person is a national or of which 
he is or has been a representative. 


b) Inviolabilite de tous papiers et 
documents ; 

c) Droit de faire usage de Codes et 
de recevoir des documents ou de la 
correspondance par courriers ou par 
valises scellees ; 

d) Exemption pour eux-memes et 
pour leurs conjoints ä l’egard de tou- 
tes mesures restrictives relatives ä 
rimmigration, de toutes formalites 
d'enregistrement des etrangers, et de 
toutes obligations de Service national 
dans les pays visites ou traverses par 
eux dans l'exercice de leurs fonctions; 

e) Mernes facilites en ce qui concerne 
les restrictions monetaires ou de chan- 
ge que celles qui sont accordees aux 
representants de Gouvernements 
etrangers en mission officlle tempo- 
raire ; 

f) Mernes immunites et facilites en 
ce qui concerne leurs hagages person- 
nels que celles qui sont accordees aux 
membres des missions diplomatiques 
d’un rang comparable. 

Section 14 

En vue d'assurer aux representants 
des membres des institutions specia- 
lisees aux reunions convoquees par 
elles une complete liberte de parole et 
une complete independance dans 
l'accomplissement de leurs fonctions, 
l'immunite de juridiction en ce qui 
concerne les paroles ou les Berits ou 
les actes emanant d'eux dans l'accom- 
plissement de leurs fonctions con- 
tinuera ä leur etre accordee meme 
apres que le mandat de ces person- 
nes aura pris fin. 

Section 15 

Dans le cas oü l'incidence d'un impot 
quelconque est subordonnee ä la resi- 
dence de l'assujetti, les periodes pen- 
dant lesquelles les representants des 
membres des institutions specialisees 
aux reunions convoquees par celles-ci 
se trouveront sur le territoire d'un mem- 
bre pour l'exercice de leurs fonctions 
ne seront pas considerees comme des 
periodes de residence. 

Section 16 

Les Privileges et immunites sont 
accordes aux representants des mem- 
bres, non pour leurbeneficepersonnel, 
mais dans le but d'assurer en toute 
independance l'exercice de leurs fonc- 
tions en ce qui concerne les institu- 
tions specialir "'es. Par consequent, 
un membre a non seulement le droit, 
mais le devoir de lever l’immunite de 
son representant dans tous les cas oü, 
ä son avis, l'immunite empecherait que 
justice ne soit faite et oü l'immunite 
peut etre levee sans nuire au but pour 
lequel eile est accordee. 


Section 17 

Les dispositions des sections 13, 14 
et 15 ne sont pas opposables aux auto- 
rites de l'Etat dont la personne est 
ressortissante ou dont eile est ou a 
ete le representant. 


b) Unverletzlichkeit aller Papiere 
und Schriftstücke; 

c) das Recht, Codes zu benutzen und 
Schriftstücke oder Schriftwechsel durch 
Kuriere oder in versiegelten Behäl- 
tern zu erhalten; 

d) Befreiung für sich selbst und für 
ihre Ehegatten von allen Einwande- 
rungsbeschränkungen und allen For- 
malitäten der Ausländerregistrierung 
und von allen Verpflichtungen zur 
nationalen Dienstleistung in den Län- 
dern, die sie in Ausübung ihres Amtes 
besuchen oder durchreisen; 

e) dieselben Erleichterungen, wie 
sie in bezug auf Währungs- und Devi- 
senbeschränkungen den V ertretern aus- 
ländischer Regierungen in vorüber- 
gehender amtlicher Mission gewährt 
werden; 

f) dieselben Befreiungen und Er- 
leichterungen, wie sie bezüglich ihres 
persönlichen Gepädes den Mitgliedern 
diplomatischer Missionen vergleich- 
baren Ranges gewährt werden, 

§ 14 

Um den Vertretern der Mitglieder 
von Sonderorganisationen bei den 
durch sie einberufenen Tagungen volle 
Freiheit des Wortes und völlige Un- 
abhängigkeit bei der Ausübung ihres 
Amtes zu gewährleisten, wird ihnen 
Befreiung von der Gerichtsbarkeit in 
bezug auf ihre mündlichen und schrift- 
lichen Äußerungen und Handlungen, 
die sie in Ausübung ihres Amtes vor- 
nehmen, auch nach Beendigung ihrer 
Amtszeit gewährt. 


§ 15 

Falls die Erhebung einer Steuer 
vom Aufenthalt des Steuerpflichtigen 
abhängt, gelten die Zeitabschnitte, in 
denen die Vertreter der Mitglieder 
der Sonderorganisationen bei den 
durch diese einberufenen Tagungen 
sich auf dem Gebiete eines Mitglied- 
staates zwecks Ausübung ihres Amtes 
befinden, nicht als Aufenthaltszeiten. 


§ 16 

Die Vorrechte und Befreiungen wer- 
den den Vertretern der Mitglieder 
nicht zu ihrem persönlichen Vorteil 
gewährt, sondern zu dem Zweck, in 
voller Unabhängigkeit die Ausübung 
ihrer Tätigkeit bei den Sonder- 
organisationen sicherzustellen. Daher 
hat ein Mitglied nicht nur das Recht, 
sondern die Pflicht, die Immunität sei- 
nes Vertreters in allen Fällen aufzu- 
heben, in denen nach seiner Auffas- 
sung die Immunität verhindern würde, 
daß der Gerechtigkeit Genüge ge- 
schieht, und in denen die Immunität 
ohne Beeinträchtigung des Zweckes, 
für den sie gewährt wird, aufgehoben 
werden kann. 

§ 17 

Die Bestimmungen der §§ 13, 14 und 
15 können nicht gegenüber den Behör- 
den des Staates geltend gemacht wer- 
den, dem der Vertreter angehört oder 
den er bei der Sonderorganisation 
vertreten hat. 
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ARTICLE VI 


ARTIKEL VI 


Officials 

S e c t i o n 18 

Each specialized agency will spe- 
cify the caLegories of officials to 
which the provisions of this article 
and of article Vlll shall apply. It shall 
commimicate them to the Govern- 
ments of all States parties to this 
Convention in respect of that agency 
and to the Secretary-General of the 
United Nations. The names of the offi- 
cials incliided in these categorics 
shall from time to time be made 
known to the above-mentioned Go- 
vernments. 


Section 19 

Officials of the specialized agencics 
shall; 

(a) Be immune from legal process in 
respect of words spoken or written 
and all acts performed by them in their 
officiai capacity; 


(b) Enjoy the same exemptions from 
taxation in respect of the salaries and 
emoluments paid to them by the spe- 
cialized agencies and on the same con- 
ditions as are enjoyed by officials of 
the United Nations; 


(c) Be immune, together with their 
spouses and relatives dependent on 
them, from Immigration restrictions 
and alien registration; 


(d) Be accorded ^he same Privileges 
in respect of exchange facilities as are 
accorded to officials of comparable 
rank of diplomatic missions; 

(e) Be given, together with their 
spouses and relatives dependent on 
them, the same repatriation facilities 
in time of international crises as of- 
ficials of comparable rank of diplomatic 
missions; 


(f) Have the right to Import free of 
duty their furniture and effects at the 
time of first taking up their post in the 
Cüuntry in question. 

Section 20 

The officials of the specialized agen- 
cies shall be exempt from national 
Service obligations, provided that, in 
relation to the States of which they 
are nationals, such exemption shall 
be confined to officials of the specia- 
lized agencies whose names have, by 
reason of their duties, been placed 
upon a list compiled by the executive 
head of the specialized agency and 
approved by the State concerned. 


ARTICLE VI 

Fonctionnaires 

Section 18 

Chaque institution specialisee dc- 
terminera les categories de fonction- 
naires auxquelles s'appliquent les dis- 
positions du present article ainsi que 
Celles de l'article VIII. Elle en donnera 
communication aux Gouvernements 
de tous les Etats parties ä la presente 
Convention en ce qui concerne ladite 
institution ainsi qu'au Secretaire ge- 
neral des Nations Unies. Les noms 
des fonctionnaires compris dans ces 
categories seront communiques de 
temps ä autre aux Gouvernements 
precites. 

Section 19 

Les fonctionnaires des institutions 
specialisees : 

a) Jouiront de l'immunite de juri- 
diction pour les actes accomplis par 
eux en leur qualite officielle (y com- 
pris leurs paroles et ecrits) ; 


b) Jouiront, en ce qui concerne les 
traitements et emoluments qui leur 
sont Verses par les institutions spe- 
cialisees, des memes exonerations 
d'impöt que celles dont jouissent les 
fonctionnaires de l’Organisation des 
Nations Unies, et dans les memes con- 
ditions ; 

c) Ne seront pas soumis, non plus 
que leurs conjoints et les membres de 
leur familie vivant ä leur Charge, aux 
mesures restrictives relatives o l'immi- 
gration, ni aux formalites d'cnregis- 
trement des etrangers; 

d) Jouiront, en ce qui concerne les 
facilites de change, des memes Privi- 
leges que les membres des missions 
diplomatiques d'un rang comparable ; 

e) Jouiront, en periode de crise in- 
ternationale, ainsi que leurs conjoints 
et les membres de leur familie vivant 
ä leur Charge, des memes facilites de 
rapatriement que les membres des 
missions diplomatiques de rang com- 
parable ; 

f) Jouiront du droit d'importer en 
franchise leur mobilier et leurs effets 
ä l’occasion de leur premiere prise de 
fonction dans le pays Interesse. 

Section 20 

Les fonctionnaires des institutions 
specialisees seront exempts de toute 
Obligation relative au Service natio- 
nal. Toutefois, cette exemption sera, 
par rapport aux Etats dont ils sont les 
ressortissants, limitee ä ceux des fonc- 
tionnaires des institutions specialisees 
qui, en raison de leurs fonctions, au- 
ront ete nommement designes sur une 
liste etablie par le directeur general 
de l'institution specialisee et approu- 
vee par l'Etat dont ils sont les ressor- 
tissants. 


Beamte 

§ 18 

Jede Sonderorganisation bestimmt 
die Gruppen von Beamten, auf die die 
Bestimmungen dieses Artikels und des 
Artikels VIII Anwendung finden. Sie 
hat hiervon die Regierungen aller 
Staaten, die dem Abkommen hinsicht- 
lich dieser Sonderorganisation beige- 
treten sind, sowie den Generalsekre- 
tär der Vereinten Nationen zu benach- 
richtigen. Die Namen der zu diesen 
Gruppen gehörenden Beamten sind in 
kurzen Zeitabs'änden den genannten 
Regierungen mitzuteilen. 

§ 19 

Die Beamten der Sonderorganisa- 
tionen 

a) sind von der Gerichtsbarkeit in 
bezug auf die von ihnen in ihrer amt- 
lichen Eigenschaft (einschließlich ihrer 
mündlichen und schriftlichen Äußerun- 
gen) vorgenommenen Handlungen 
befreit; 

b) genießen in bezug auf die ihnen 
von den Sonderorganisationen ge- 
zahlten Gehälter und Bezüge dieselben 
Steuerbefreiungen, wie sie den Beam- 
ten der Organisation der Vereinten 
Nationen gewährt werden, und zwar 
unter denselben Voraussetzungen; 

c) sind, ebenso wie ihre Ehegatten 
und die von ihnen unterhaltenen Fa- 
milienmitglieder, weder den Maß- 
nahmen zur Begrenzung der Einwan- 
derung noch den Formalitäten der 
Registrierung der Ausländer unter- 
worfen; 

d) genießen in bezug auf Devisen- 
erleichterungen dieselben Vorrechte 
wie die in vergleichbarem Rang ste- 
henden Angehörigen der diploma- 
tischen Missionen; 

e) erhalten, ebenso wie ihre Ehe- 
gatten und die von ihnen unterhalte- 
nen Familienmitglieder, in Zeiten 
internationaler Krisen dieselben Er- 
leichterungen bezüglich ihrer Heim- 
schaffung wie die in vergleichbarem 
Rang stehenden Mitglieder diploma- 
tischer Missionen; 

f) genießen das Recht, ihre Möbel 
und ihre persönliche Habe bei ihrem 
ersten Amtsantritt in das in Betracht 
kommende Land zollfrei einzuführen. 


§ 20 

Die Beamten der Sonderorganisatio- 
nen sind von jeder nationalen Dienst- 
leistung befreit. Diese Befreiung ist 
jedoch in dem Staate, dessen Staats- 
angehörige sie sind, auf diejenigen 
Beamten der Sonderorganisationen 
beschränkt, die im Hinblick auf ihr 
Amt namentlich in einer Liste ver- 
zeichnet sind, die von dem Leiter der 
Sonderorganisation aufgestellt und 
von dem Staate genehmigt ist, dessen 
Staatsangehörige sie sind. 
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Should other officials of specialized 
agencies be called up for national 
Service, the State concerned shall, at 
the request of the specialized agency 
concerned, grant such temporary de- 
ferments in the call-up of such offi- 
cials as may be necessary to avoid 
Interruption in the continuation of 
essential work. 

Section 21 

In addition to the immunities and 
Privileges specified in sections 19 and 
20, the executive head of each specia- 
lized agency, including any official 
acting on his behalf during his ab- 
sence from duty, shall be accorded in 
respect of himself, his spouse and 
minor children, the Privileges and 
immunities, exemptions and facilities 
accorded to diplomatic envoys, in 
accordance with international law. 


S e c t i o n 22 

Privileges and immunities are gran- 
ted to officials in the interests of the 
specialized agencies oniy and not for 
the personal benefit of the individuals 
thernseives. Each specialized agency 
shall have the rigjit and the duty to 
waive the immunity of any official in 
any case where, in its opinion, the 
immunity would impede the course of 
justice und can be waived without 
prejudice to the interests of the spe- 
cializcd agency. 


Section 23 

Each specialized agency shall co- 
operate at all times with the appro- 
priate authorities of member States 
to facilitate the proper administratioL 
of justice, secure the observance of 
Police reguldtiuiis and prevent the 
occurrence of any abuses in con- 
ncxion with the Privileges, immuni- 
ties and facilities mentioned in this 
article. 

ARTICLE VII 

Abuses of privilege 

Se c ti o n 24 

If any State party to this Conven- 
tion considers that there has been an 
abuse of a privilege or immunity con- 
ferred by this Convention, consulta- 
tions shall be held between that State 
and the specialized agency concerned 
to determine whether any such abuse 
hat occurred and, if so, to attempt to 
ensure that no repetition occurs. If 
such consulations fall to achieve a 
result satisfactory to the State and 
the specialized agency concerned, the 
question whether an abuse of a pri- 
vilege or immunity hat occurred shall 
be submitted to the International 
Court of Justice in accordance with 
section 32. If the International Court 
of Justice finds that such an abuse 
has occurred, the State party to this 
Convention affected by such abuse 
shall have the right, after notification 
to the specialized agency in question, 
to withhold from the specialized 
agency concerned the benefits of the 
privilege or immunity so abused. 


En cas d'appel au Service national 
d'autres fonctionnaires des institu- 
tions specialisees, l’Etat Interesse accor- 
dera, ä la demande de l'institution 
specialisee, les sursis d’appel qui pour- 
raient etre necessaires en vue d'eviter 
l'interruption d'un service essentiel. 


Section 21 

Outre les Privileges et immunites 
prevus aux sections 19 et 20, le direc- 
teur general de chaque Institution 
specialisee, ainsi que tout fonction- 
naire agissant en son nom pendant 
son absence, tant en ce qui le con- 
cerne qu’en ce qui concerne ses con- 
joints et enfants mineurs, jouira des 
Privileges, immunites, exemptions et 
facilites accordes, conformement au 
droit international, aux envoyes diplo- 
matiques. 

S e c t i o n 22 

Les Privileges et immunites sont 
accordes aux fonctionnaires unique- 
ment dans l'interet des institutions 
specialisees et non pour leur benefice 
personnel. Chaque Institution specia- 
lisee pourra et devra lever l'immu- 
nite accordee ä un fonctionnaire dans 
tous les cas oü, ä son avis, cette immu- 
nite empecherait que justice ne soit 
faite et oü l'immunite peut etre levee 
Sans porter prejudice aux interets de 
l'institution specialisee. 


Section 23 

Chaque institution specialisee colla- 
borera en tout temps avec les autorites 
competentes des Etats membres en 
vue de faciliter la bonne administra- 
tion de la justice, d’assurer l'observa- 
tion des reglements de police et d'evi- 
ter tout abiis auquel pourraient don- 
ner lieu les Privileges, immunites et 
facilites enumeres au present article. 


ARTICLE VII 
Abus des Privileges 

Section 24 

Si un Etat partie ä la presente Con- 
vention estime qu’il y a eu abus d'un 
privilege ou d'une immunite accordes 
par la presente Convention, des con- 
sultations auront lieu entre cet Etat 
et l’institution specialisee interessee 
en vue de determiner si un tel abus 
s’est produit et, dans l’affirmative, 
d’essayer d’en prevenir la^repetition. 
Si detelles consultations n’aboutissent 
pas a un resultat satisfaisant pour 
l’Etat et l’institution specialisee in- 
teressee, la question de savoir s'il y 
a eu abus d'un privilege ou d’une 
immunite sera portee devant la Cour 
internationale de Justice, conforme- 
ment a la section 32. Si la Cour inter- 
nationale de Justice constate qu'un 
tel abus s’est produit, l'Etat partie a 
la presente Convention et affecte par 
ledit abus aura le droit, apres notifi- 
cation a l’institution specialisee inter- 
essee, de cesser d’accorder, dans ses 
rapports avec cette institution, le be- 
nefice du privilege ou de l’immunite 
dont il aurait ete fait abus. 


Im Falle der Einberufung anderer 
Beamter der Sonderorganisationen 
zum nationalen Dienst gewährt der 
beteiligte Staat auf Antrag der Son- 
derorganisation Aufschubfristen für 
die Einberufung, soweit sie zur Ver- 
meidung der Unterbrechung des not- 
wendigen Dienstes erforderlich sind. 

§ 21 

Außer den in den §§ 19 und 20 vor- 
gesehenen Vorrechten und Befreiun- 
gen genießt der Leiter jeder Sonder- 
organisation sowie jeder in seinem 
Namen während seiner Abwesenheit 
tätige Beamte für sidi selbst und sei- 
nen Ehegatten und seine minderjähri- 
gen Kinder die Vorrechte, Immunitä- 
ten, Befreiungen und .Erleichterungen, 
die nach dem Völkerrecht diplomati- 
schen Vertretern gewährt werden. 

§ nn 

Die Vorredite und Befreiungen wer- 
den den Beamten lediglich im Interesse 
der Sonderorganisationen und nicht 
zu ihrem persönlichen Vorteil ge- 
währt. Jede Sonderorganisation kann 
und muß die einem Beamten gewährte 
Immunität in allen Fällen aufheben, in 
denen nach ihrer Auffassung diese 
Immunität verhindern würde, daß der 
Gerechtigkeit Genüge geschieht, und 
in denen die Immunität ohne Beein- 
trächtigung der Interessen der Son- 
derorganisation aufgehoben werden 
kann. 

§ 23 

Jede Sonderorganisation arbeitet 
jederzeit mit den zuständigen Behör- 
den der Mitgliedstaaten zusammen, 
um eine geordnete Rechtspflege zu er- 
leichtern, die Einhaltung polizeilicher 
Bestimmungen sicherzustellen und 
jeden Mißbrauch zu verhindern, zu 
dem die in diesem Artikel aufgeführ- 
ten Vorrechte, Befreiungen und Er- 
leichterungen Anlaß geben könnten. 

ARTIKEL VII 

Mißbrauch der Vorredite 

§ 24 

Ist ein Staat, der Partei dieses Ab- 
kommens ist, der Auffassung, daß ein 
Mißbrauch der durch dieses Abkom- 
men gewährten Vorrechte oder Befrei- 
ungen vorgekommen ist, so finden 
zwischen diesem Staate und der betei- 
ligten Sonderorganisation Beratungen 
statt, um festzustellen, ob ein solcher 
Mißbrauch stattgefunden hat und um 
gegebenenfalls eine Wiederholung zu 
vermeiden. Führen diese Beratungen 
nicht zu einem für den Staat und die 
beteiligte Sonderorganisation befrie- 
digenden Ergebnis, so wird die Frage, 
ob ein Mißbrauch eines Vorrechts oder 
einer Befreiung Vorgelegen hat, gemäß 
§ 32 dem Internationalen Gerichtshof 
zur Entscheidung vorgelegt. Stellt der 
Internationale Gerichtshof fest, daß 
ein Mißbrauch Vorgelegen hat, so hat 
der Staat, der Partei dieses Abkom- 
mens ist und durch den Mißbrauch be- 
rührt wird, das Recht, nach Mitteilung 
an die beteiligte Sonderorganisation 
dieser gegenüber das betreffende Vor- 
recht oder die betreffende Immunität 
aufzuheben. 
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Section 25 

1. Representatives of members at 
meetings convened by specialized 
agencies, while exercising their func- 
tions and during their journeys to 
and from the place of meeting, and 
officials within the meaning of sec- 
tion 18, shall not be required by the 
territorial authorities to leave the 
country in which they are performing 
their functions on account of any acti- 
vities by them in their official capa- 
city. In the case, however, of abuse 
of Privileges of residence commitfed 
by any such person in activities in 
that country outside his official func- 
tions, he may be required to leave by 
the Government of that country pro- 
vided that; 


2. (I) Representatives of members, 
or persons who are entitled to diplo- 
matic immunity under section 21, shall 
not be required to leave the country 
otherwise than in accordance with the 
diplomatic procedure applicable to di- 
plomatic envoys accredited to that 
country. 

(II) In the case of an official to whom 
section 21 is not applicable, no Order 
to leave the country shall be issued 
other than with the approval of the 
Foreign Minister of the country in 
question and such approval shall be 
given only after consultation with the 
executlive head of the specialized 
agency concerned; and, if expulsion 
proceedings are taken against an of- 
ficial, the executive head of the spe- 
cialized agency shall have the right 
to appear in such proceedings on be- 
half of the person against whom they 
are instituted. 

ARTICLE VIII 

Laissez-passer 

Section 26 

Officials of the specialized agencies 
shall be entitled to use the United 
Nations laissez-passer in conformity 
with administrative arrangements to 
be concluded between the Secretary- 
General of the United Nations and the 
competent authorities of the specializ- 
ed agencies, to which agencies special 
powers to issue laissez-passer may be 
delegated. The Secretary-General of 
the United Nations shall notify eadi 
State party to this Convention of each 
administrative arrangement so con- 
cluded. 


Section 27 

States parties to this Convention shall 
recognize and accept the United Na- 
tions laissez-passer issued to officials 
of the specialized agencies as valid 
travel documents. 


Section 28 

Applications for visas, where re- 
quired, from officials of specialized 
agencies holding United Nations lais- 
sez-passer, when accompanied by a 
certificate that they are travelling on 
the business of a specialized agency, 
shall be dealt with as speedily as pos- 


Section 25 

1. Les representants des membres 
aux reunions convoquees par les in- 
stitutions specialisees, pendant l'exer- 
cice de leurs fonctions et au cours de 
leurs voyages ä destination ou en pro- 
venance du lieu de reunion, ainsi que 
les fonctionnaires vises ä la section 18, 
ne seront pas contraints par les auto- 
rites territoriales de quitter le pays 
dans lequel ils exercent leurs fonc- 
tions en raison d'activites exercecs 
par eux en leur qualite officielle. 
Toutefois, dans le cas oü une teile 
personne abuserait du privilege de 
residence en exergant dans ce pays 
des activites sans rapport avec ses 
fonctions officielles, eile pourra etre 
contrainte de quitter le pays par le 
Gouvernement de celui-ci, sous re- 
serve des dispositions ci-apres : 

2. I) Les representants des membres 
ou les personnes jouissant de rimmii- 
nite diplomatique aux termes de la 
section 21 ne seront pas contraints de 
quitter le pays si ce n'est conforme- 
ment ä la procedure diplomatique ap- 
plicable aux envoyes diplomatiques 
accredites dans ce pays. 

II) Dans le cas d'un fonctionnaire 
auquel ne s'applique pas la section 21, 
aucune decision d'expulsion ne sera 
prise sans l'approbation du Ministre 
des Affaires etrangeres du pays en 
question, approbation qui ne sera don- 
nee qu'apres consultation avec le di- 
recteur general de l'institution spe- 
cialisee interesee; et si une procedura 
d'expulsion est engagee contre un 
fonctionnaire, le directeur general de 
l'institution specialisee aura le droit 
d'intervenir dans cette procedure pour 
la personne contre laquelle la pro- 
cedure est intentee. 

ARTICLE VIII 

Laissez-passer 

Section 26 

Los fonctionnaires des institutions 
specialisees auront le droit d'utiliser 
les laissez-passer des Nations-Unies, 
et ce conformement ä des arrange- 
ments administratifs qui seront ne- 
gocies entre le Secretaire general des 
Nations Unies et les autorites compe- 
tentes des institutions specialisees aux- 
quelles seront delegues les pouvoirs 
speciaux de delivrer les laissez-passer. 
Le Secretaire general des Nations Unies 
notifiera ä chacun des Etats parties ä 
la presente Convention les arrange- 
ments administratifs qui auront ete 
conclus. 


Section 27 

Les laissez-passer des Nations Unies 
delivres aux fonctionnaires des insti- 
tutions specialisees seront reconnus et 
acceptes comme titre valable de vo- 
yage par les Etats parties ä la presente 
Convention. 


Section 28 

Les demandes de visas (lorsque des 
visas sont necessaires) emanant de 
fonctionnaires des institutions specia- 
lisees titulaires de laissez-passer des 
Nations Unies et accompagnees d'un 
certificat attestant que ces fonction- 
naires voyagent pour le compte d'une 


§ 25 

1. Die Landesbehörden dürfen Ver- 
treter der Mitgliedstaaten während der 
Ausübung ihres Amtes auf den durch 
die Sonderorganisationen einberufcnen 
Tagungen und während ihrer Reisen 
nach und von den Tagungsorten, sowie 
die in § 18 genannten Beamten, nicht 
zum Verlassen des Landes, in dem sie 
ihre Tätigkeit ausüben, wegen Hand- 
lungen auffordern, die sie in ihrer amt- 
lichen Eigenschaft ausüben. Mißbraucht 
jedoch eine solche Person das Recht 
des Aufenthalts dadurch, daß sie in 
diesem Lande Tätigkeiten ausübt, die 
mit ihren Amtsgeschäften nicht in Be- 
ziehung stehen, so kann sje vorbehalt- 
lich nachstehender Vorschriften zum 
Verlassen des Landes durch dessen 
Regierung gezwungen werden. 

2. (I) Die Vertreter der Mitglieder 
oder die Personen, die die diploma- 
tischen Vorrechte gemäß § 21 genießen, 
dürfen zum Verlassen des Landes nur 
gezwungen werden, wenn es im Ein- 
klang steht mit dem diplomatischen 
Verfahren, das auf die in diesem Lande 
akkreditierten diplomatischen Vertre- 
ter Anwendung findet. 

(II) Gegen Beamte, auf die § 21 keine 
Anwendung findet, darf ein Auswei- 
sungsbeschluß nur mit Genehmigung 
des Außenministers des betreffenden 
Landes ergehen; diese Genehmigung 
darf erst nach Anhören des Leiters der 
beteiligten Sonderorganisation erteilt 
werden. Wird ein Ausweisungsver- 
fahren gegen einen Beamten ein- 
geleitet, so hat der Leiter der Sonder- 
organisation das Recht, ihn in diesem 
Verfahren zu vertreten. 


ARTIKEL VIII 

Passierscheine 

§ 26 

Die Beamten der Sonderorganisa- 
tionen sind berechtigt, die Passier- 
scheine der Vereinten Nationen zu ver- 
wenden, und zwar auf Grund von Ver- 
waltungsvereinbarungen zwischen dem 
Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen und den zuständigen Stellen der 
Sonderorganisationen, denen beson- 
dere Vollmachten zur Ausstellung der 
Passierscheine übertragen werden. Der 
Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen teilt jedem Staate, der Partei dieses 
Abkommens ist, die getroffenen Ver- 
waltungsvereinbarungen mit. 

§ 27 

Die für die Beamten der Sonder- 
organisationen ausgestellten Passier- 
scheine der Vereinten Nationen wer- 
den von den Staaten, die Parteien 
dieses Abkommens sind, als gültige 
Reiseausweise anerkannt. 

§ 28 

Die Anträge der Beamten der Son- 
derorganisationen, die Inhaber von 
Passierscheinen der Vereinten Natio- 
nen sind, auf Erteilung von Sichtver- 
merken (falls solche erforderlich sind) 
sind in möglichst kurzer Frist zu be- 
arbeiten, sofern ihnen eine Bescheini- 
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sible. In addition, such persons shall 
be granted facilities for speedy travel. 


Section 29 

Similar facilities to those specified 
in section 28 shall be accorded to ex- 
perts and other persons who, though 
not the holders of United Nations lais- 
sez-passer, have a certificate that they 
are travelling on the business of a 
specialized agency. 

Section 30 

The executive heads, assistant exe- 
cutive heads of departments and other 
officials of a rank not lower than head 
of department of the specialized agen- 
cies, travelling on United Nations lais- 
sez-passer on the business of the spe- 
cialized agencies, shall be granted the 
same facilities for travel as are accord- 
ed to offirials of comparable rank in 
diplomatic missions. 

ARTICLE IX 

Settlement of disputes 

Section 31 

Each specialized agency shall make 
Provision for appropriate modes of 
Settlement of: 

(a) Disputes arising out of contracts 
or other disputes of private character 
to which the specialized agency is a 
party; 

(b) Disputes involving any official 
of a specialized agency who by reason 
of his official position enjoys immuni- 
ty, if immunity has not been waived 
in accordance with the provisions of 
section 22. 

Section 32 

All differences arising out of the 
Interpretation or application of the pre- 
sent Convention shall be referred to 
the International Court of Justice un- 
less in any case it is agreed by the 
parties to have recourse to another 
mode of Settlement. If a difference 
arises between one of the specialized 
agencies on the one hand, and a mem- 
ber on the other hand, a request shall 
be made for an advisory opinion on 
any legal question involved in accord- 
ance with Article 96 of the Charter 
and Article 65 of the Statute of the 
Court and the relevant provisions 
of the agreements concluded between 
the United Nations and the specialized 
agency concerned. The opinion given 
by the Court shall be accepted as de- 
cisive by the parties. 

ARTICLE X 

Annexes and application to 
individual specialized agencies 


Section 33 

In their application to each special- 
ized agency, the Standard clauses shall 
operate subject to any modifications 


institution specialisee, devront etre 
examinees dans le plus bref delai pos- 
sible. En outre, des facilites de voyage 
rapide seront accordees aux titulaires 
de ces laissez-passer. 

Section 29 

Des facilites analogues ä celles qui 
sont mentionnees ä la section 28 seront 
accordees aux experts et autres person- 
nes qui, sans etre munis d’un laissez- 
passer des Nations Unies, seront por- 
teurs dun certificat attestant qu'ils 
voyagent pour le compte d'une insti- 
tution specialisee. 

Section 30 

Les directeurs generaux des insti- 
tutions specialisees, directeurs gene- 
raux adjoints, directeurs de departe- 
ment et autres fonctionnaires d'un 
rang au moins egal ä celui de directeur 
de departement des institutions spe- 
cialisees, voyageant pour le compte 
des institutions specialesees et munis 
d nn laissez-passer des Nations Unies, 
jouiront des memes facilites de voyage 
que les membres des missions diplo- 
matiques d'un rang comparable. 

ARTICLE IX 

Reglement des differends 

Section 31 

Chaque institution specialisee devra 
prevoir des modes de rcglement ap- 
propries pour: 

a) Les differends en matiere de con- 
trats ou autres differends de droit 
prive dans lesquels Institution spe- 
cialisee serait partie; 

b) Les differends dans lesquels serait 
implique un fonctionnaire d'une insti- 
tution specialisee qui, du fait de sa 
Situation officielle, jouit de l’immii- 
nite, si cette immunite n'a pas ete 
levee conformement aux dispositions 
de la section 22. 

Section 32 

Toute contestation portant sur l'in- 
terpretation ou l’application de la pre- 
sente Convention sera portee devant 
la Cour internationale de Justice, ä 
moins que, dans un cas donne, les par- 
ties ne conviennent d'avoir recours a 
un autre mode de regiement. Si un 
differend surgit entre une des insti- 
tutions specialisees d'une part, et un 
Etat membre d'autre part, un avis con- 
sultatif sur tout point de droit souleve 
sera demande en conformite de l'Ar- 
ticle 96 de la Charte et de l'Article 65 
du Statut de la Cour, ainsi que des dis- 
positions correspondantes des accords 
conclus entre les Nations Unies et 1' 
institution specialisee interessee. L'avis 
de la Cour sera accepte par les parties 
coinme decisif. 

ARTICLE X 

Annexes et application de la 

Convention ä diaque institution 
specialisee 

Section 33 

Les clauses-standard s’appüqueront 
ä chaque institution specialisee, sous 
reserve de toute modification resultant 


gung beiliegt, daß diese Beamten für 
eine Sonderorganisation reisen. Den 
Inhabern dieser Passierscheine sind 
Erleichterungen zur Beschleunigung 
der Reise zu gewähren. 

§ 29 

Ähnliche Erleichterungen, wie die in 
§ 28 erwähnten, werden den Sachver- 
ständigen und sonstigen Personen ge- 
währt, die, ohne im Besitz eines Pas- 
sierscheins der Vereinten Nationen zu 
sein, Inhaber einer Bescheinigung 
sind, in der bestätigt wird, daß sie für 
eine Sonderorganisation reisen. 

§ 30 

Die Leiter der Sonderorganisationen, 
die stellvertretenden Leiter, Abtei- 
lungsleiter und sonstige Beamte in 
einem Range, der mindestens dem- 
jenigen eines Abteilungsleiters der 
Sonderorganisationen entspricht, ge- 
nießen die gleichen Reiseerleichterun- 
gen v/ie Mitglieder diplomatischer 
Vertretungen vergleichbaren Ranges, 
wenn sie für Sonderorganisationen 
reisen und mit einem Passierschein 
der Vereinten Nationen versehen sind. 

ARTIKEL IX 

Schlichtung von Streitigkeiten 

§ 31 

Jede Sonderorganisation hat geeig- 
nete Verfahren vorzusehen zur 
Sdilichtung 

a) von Streitigkeiten auf dem Ge- 
biete des Vertragsrechts oder von 
anderen privatrechtlichen Streitig- 
keiten, an denen die Sonderorganisa- 
tion beteiligt ist; 

b) von Streitigkeiten, an denen ein 
Beamter einer Sonderorganisation be- 
teiligt ist, der im Hinblick auf seine 
amtliche Stellung Immunität genießt, 
falls diese Immunität nicht gemäß den 
Bestimmungen des § 22 aufgehoben 
wurde. 

§ 32 

Jeder Streitfall über die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens 
ist beim Internationalen Gerichtshof 
anhängig zu machen, es sei denn, daß 
die Parteien im Einzelfalle ein anderes 
Schlichtungsverfahren vereinbaren. 
Kommt es zu einem Streitfall zwischen 
einer der Sonderorganisationen einer- 
seits und einem Mitgliedstaate ande- 
rerseits, so ist ein Gutachten über jede 
aufgeworfene Rechtsfrage gemäß Arti- 
kel 96 der Satzung und Artikel 65 des 
Statuts des Gerichtshofes sowie der 
entsprechenden Bestimmungen der 
zwischen den Vereinten Nationen und 
der beteiligten Sonderorganisation 
geschlossenen Abkommen einzuholen, 
bas Gutachten des Gerichtshofes wird 
von den Parteien als bindend aner- 
kannt. 

ARTIKEL X 

Anhänge und Anwendung des 

Abkommens auf die einzelnen 
Sonderbehörden 

§ 33 

Die allgemeinen Vorschriften finden 
auf jede Sonderorganisation Anwen- 
dung, vorbehaltlich aller Abänderun- 
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set forth in the final (or revised) text 
of the annex relating to that agency, 
as provided in sections 36 and 38. 


Section 34 

The provisions of the Convention 
in relation to any specialized agency 
must be interpreted in the light of 
the functions with which that agency 
is entrusted by its constitutional in- 
strument. 

Section 35 

Draft annexes 1 to 9 are recommend- 
ed to the specialized agencies named 
therein. In the case of any special- 
ized agency not mentioned by name in 
section 1, the Secretary-General of 
the United Nations shall transmit to 
the agency a draft annex recommended 
by the Economic and Social Council. 


Section 36 

The final text of each annex shall 
be that approved by the specialized 
agency in question in accordance with 
its constitutional procedure. A copy of 
the annex as approved by each spe- 
cialized agency shall be transmitted 
by the agency in question to the Se- 
cretary-General of the United Nations 
and shall thereupon replace the draft 
referred to in section 35. 

Section 37 

The present Convention becomes 
applicable to each specialized agency 
when it has transmitted to the Se- 
cretary-General of the United Nations 
the final text of the relevant annex 
and has informed him that it accepts 
the Standard clauses, as modified by 
this annex, and undertakes to give 
effect to sections 8, 18, 22, 23, 24, 31, 
32, 42 and 45 {subject to any modi- 
fication of section 32 which may be 
found necessary in order to make the 
final text of the annex consonant with 
the constitutional Instrument of the 
agency) and any provisions of the 
annex placing obligations on the 
agency. The Secretary-General shall 
communicate to all Members of the 
United Nations and to other States 
members of the specialized agencies 
certified copies of all annexes trans- 
mitted to him under this section and 
of revised annexes transmitted under 
section 38. 


Section 38 

If, after the transmission of a final 
annex under section 36, any specia- 
lized agency approves any amend- 
ments thereto in accordance with its 
constitutional procedure, a revised 
annex shall be transmitted by it to 
the Secretary-General of the United 
Nations. 


Section 39 

The provisions of this Convention 
shall in no way limit or prejudice the 
Privileges and immunities which have 
been, or may hereafter be, accorded 
by any State to any specialized 
agency by reason of the location in 


du texte final (ou revise) de l'annexe 
relative ä cette Institution, ainsi qu’il 
est prevu aux sections 36 et 38. 


Section 34 

Les dispositions de la Convention 
doivent etre interpretees ä l’egard de 
chacune des institutions specialisees en 
tenant compte des attributions qui lui 
sont assignees par son acte organique. 

Section 35 

Les projets d'annexes 1 ä 9 consti- 
tuent des recommandations aux insti- 
tutions specialisees qui y sont nomme- 
ment designees. Dans le cas d'une In- 
stitution specialisee qui n’est pas de- 
signee ä la section 1, le Secretaire 
general des Nations Unies transmettra 
ä cette Institution un projet d’annexe 
recommande par le Conseil economi- 
que et social. 

Section 36 

Le texte final de diaque annexe sera 
celui qui aura ete approuve par l’in- 
stitution specialisee interesee, con- 
formement ä sa procedure constitu- 
tionnelle. Chacune des institutions 
specialisees transmettra au Secretaire 
general des Nations Unies une copie 
de l'annexe approuvee par eile, qui 
remplacera le projet vise a la section 
35. 

Section 37 

La presente Convention deviendra 
applicable a une Institution specialisee 
lorsque celle-ci aura transmis au Se- 
cretaire general des Nations Unies le 
texte final de l'annexe qui la concerne 
et lui aura notifie son acceptation des 
clauses-standard modifiees par l'an- 
nexe et son engagement de donner 
effet aux sections 8, 18, 22, 23, 24, 31, 
32, 42 et 45 (sous reserve de toutes 
modifications de la section 32 qu’il 
pourrait etre necessaire d'apporter au 
texte final de l'annexe pour que celui- 
ci soit conforme ä l'acte organique de 
l'institution) ainsi qu'ä toutes dispo- 
sitions de l'annexe qui imposent des 
obligations ä l'institution. Le Secre- 
taire general communiquera ä tous les 
Membres de l’Organisation des Nations 
Unies ainsi qu'ä tous autres Etats mem- 
bres des institutions specialisees des 
copies certifiees conformes de toutes 
les annexes qui lui auraient ete trans- 
mises en vertu de la presente section, 
ainsi qu des annexes revisees trans- 
mises en vertu de la section 38. 

S e c t i o n 38 

Si une Institution specialisee, apres 
avoir transmis le texte final d’une 
annexe conformement ä la section 36, 
adopte conformement ä sa procedure 
constitionnelle certains amendements 
ä cette annexe, eile transmettra le 
texte revise de l'annexe au Secretaire 
general des Nations Unies. 

Section 39 

Les dispositions de la presente 
Convention ne comporteront aucune 
limitation et ne porteront en rien pre- 
judice aux Privileges et immunites 
qui ont ete dejä ou qui pourraient 
etre accordes par un Etat ä une lästi- 


gen, die sich aus dem endgültigen 
(oder revidierten) Wortlaut des auf die 
jeweilige Sonderorganisation bezüg- 
lichen Anhangs nach Maßgabe der 
§§ 36 und 38 ergeben. 

§ 34 

Die Bestimmungen des Abkommens 
sind für jede Sonderorganisation unter 
Berücksichtigung der Aufgaben, die 
ihr durch ihre Satzung übertragen 
sind, auszulegen. 

§ 35 

Die Entwürfe der Anhänge 1 bis 9 
stellen Empfehlungen an die darin 
namentlich bezeichneten Sonder- 
organisationen dar. Einer in § 1 nicht 
genannten Sonderorganisation über- 
mittelt der Generalsekretär den Ent- 
wurf eines Anhangs, der vom Wirt- 
schafts- und Sozialrat empfohlen wird. 


§ 36 

Der endgültige Wortlaut jedes An- 
hangs ist der von der jeweiligen Son- 
derorganisation gemäß dem in ihrer 
Satzung vorgeschriebenen Verfahren 
genehmigte Wortlaut. Jede Sonder- 
organisation übermittelt dem General- 
sekretär der Vereinten Nationen 
einen Durchdruck des von ihr geneh- 
minten Anhangs, der an die Stelle des 
in § 35 bezeichneten Entwurfs tritt. 

§ 37 

Das vorliegende Abkommen wird 
auf eine Sonderorganisation anwend- 
bar, sobald sie dem Generalsekretär 
der Vereinten Nationen den endgülti- 
gen Wortlaut des sie betreffenden An- 
hangs übermittelt und ihm mitgeteilt 
hat, daß sie die durch den Anhang ge- 
änderten allgemeinen Bestimmungen 
anniramt und sich verpflichtet, die §§ 8, 
18, 22, 23, 24, 31, 32, 42 und 45 (vorbe- 
haltlich der Änderungen des § 32, die 
etwa erforderlich sind, damit der end- 
gültige Wortlaut des Anhanges der 
Satzung der Sonderorganisation ent- 
spricht), sowie alle Bestimmungen des 
Anhangs, die der Sonderorganisation 
Verpflichtungen auferiegen, in Kraft 
zu setzen. Der Generalsekretär über- 
sendet allen Mitgliedern der Organi- 
sation der Vereinten Nationen sowie 
allen sonstigen Staaten, die Mitglieder 
der Sonderorganisation sind, beglau- 
bigte Abschriften aller Anhänge, die 
ihm gemäß Satz l und der revidierten 
Anhänge, die ihm gemäß § 38 über- 
mittelt worden sind. 

§ 38 

Nimmt eine Sonderorganisation, 
nachdem sie den endgültigen Wortlaut 
eines Anhangs gemäß § 36 übermit- 
telt hat, nach ihrem satzungsmäßigen 
Verfahren gewisse Änderungen die- 
ses Anhangs an, so übermittelt sie den 
revidierten Wortlaut des Anhangs 
dem Generalsekretär der Vereinten 
Nationen. 

§ 39 

Die Bestimmungen dieses Abkom- 
mens beschränken und beeinträchti- 
gen in keiner Weise die Vorrechte und 
Befreiungen, die von einem Staate 
einer Sonderorganisation mit Rück- 
sicht auf die Errichtung ihres Sitzes 
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the territory of that State of its head- 
quarters or regional Offices. This 
Convention shall not be deemed to 
prevent the conclusion between any 
State party thereto and any specia- 
lized agency of supplemental agree- 
ments adjusting the provisions of this 
Convention or extending or curtailing 
the Privileges and immunities thereby 
granted. 


S e c t i o n 40 

It is understood that the Standard 
clauses, as modified by the final text 
of an annex sent by a specialized 
agency to the Secretary-General of 
the United Nations under section 36 
(or any revised annex sent under 
section 38), will be consistent with 
the provisions of the constitiitional 
Instrument then in force of the agency 
in question, and that if any amend- 
ment to that instrument is necessary 
for the purpose of making the con- 
stitutional instrument so consistent, 
sudi amendment will have beenbrought 
into force in accordance with the 
constitutional procedure of that agency 
before the final (or revised) annex is 
transmitted. 

The Convention shall not itself 
operate so as to abrogate, or derogate 
from, any provisions of the constitu- 
tional instrument of any specialized 
agency or any rights or obligations 
whidi the agency may otherwise have, 
acquire, or assume. 


ARTICLE XI 

Final provisions 

Section 41 

Accession to this Convention by a 
Member of the United Nations and 
(subject to section 42) by any State 
member of a specialized agency shall 
be effected by deposit with the Secre- 
tary-General of the United Nations 
of an instrument of accession which 
shall take effect on the date of its 
deposit. 

Section 42 

Eadi specialized agency concerned 
shall communicate the text of this 
Convention together with the rele- 
vant annexes to those of its members 
whidi are not Members of the United 
Nations and shall invite them to 
accede thereto in respect of that 
agency by depositing an instrument 
of accession to this Convention in 
respect thereof either with the Secre- 
tary-General of the United Nations 
or with the executive head of the 
specialized agency. 

Section 43 

Eadi State party to this Convention 
shall indicate in its instrument of 
accession the specialized agency or 
agencies in respect of which it under- 
takes to apply the provisions of this 
Convention. Each State party to this 
Convention may by a subsequent 
written notification to the Secretary- 


tution specialisee en raison de l'eta- 
blissement de son siege ou de ses bu- 
reaux regionaux sur le territoire de cet 
Etat. La presente Convention ne sau- 
rait etre interpretee comme inter- 
disant la conclusion entre un Etat 
partie et une Institution specialisee 
d'accords additionnels tendant äl'ame- 
nagement des dispositions de la pre- 
sente Convention, ä l'extension ou ä 
la limitation des Privileges et immuni- 
tes qu’elle accorde. 

Section 40 

II est entendu que les clauses-stan- 
dard modifiees par le texte final d'une 
annexe transmise par une Institution 
specialisee au Secretaire general des 
Nations Unies en vertu de la section 
36 (ou d'une annexe revisee transmise 
en vertu de la section 38 devront etre en 
harmonie avec les dispositions de l'acte 
organique de l'institution alorsen vigu- 
eur, et que s'il est necessaire d'apporter 
ä cet effet un amendement ä cet acte, 
un tel amendement devra avoir ete 
mis en vigueur conformement ä la 
procedure constitutionnelle de l'insti- 
tution avant la transmission du texte 
final (ou revise) de l'annexe. 


Aucune disposition de l'acte orga- 
nique d'une Institution specialisee, ni 
aiicun droit ou Obligation que cette 
Institution peut par ailleurs posseder, 
acquerir ou assumer, ne sauraient 
etre abroges par le seul effet de la 
presente Convention, qui ne pourra 
pas davantage y apporter de deroga- 
tion. 

ARTICLE XI 

Dispositions finales 

Section 41 

L’adhesion ä la presente Conven- 
tion par un Membre de l’Organisation 
des Nations Unies et (sous reserve de 
la section 42) par tout Etat membre 
d'une institution specialisee s'effec- 
tuera par le depöt aupres du Secretaire 
general de l'Organisation des Nations 
Unies d'un instrument d'adhesion qui 
prenda effet ä la date de son depöt. 

Section 42 

Chaque institution specialisee in- 
teressee communiquera le texte de la 
presente Convention ainsi que des 
annexes qui la concernent ä ceux de 
ses membres qui ne sont pas Membres 
de l'Organisation des Nations Unies ; 
eile les invitera ä adherer ä la Con- 
vention ä son egard par le depöt 
aupres du Secretaire general de 
l'Organisation des Nations Unies ou 
du directeur general de ladite insti- 
tution de l'instrument d'adhesion 
requis. 

Section 43 

Tout Etat partie ä la presente Con- 
vention designera dans son instru- 
ment d'adhesion l'instution speciali- 
see ou les institutions specialisees ä 
laguelle ou auxquelles il s'engage ä 
appliquer les dispositions de la presente 
Convention. Tout Etat partie ä la pre- 
sente Convention pourra, par une noti- 


oder ihrer Zweigstellen in dem Ge- 
biete dieses Staates bereits gewährt 
worden sind oder in Zukunft gewährt 
werden. Das vorliegende Abkommen 
darf nidit dahin ausgelegt werden, daß 
es zusätzlidie Vereinbarungen zwi- 
sdien einem Mitgliedsstaat und einer 
Sonderorganisation verbietet, mit de- 
nen bezweckt wird, die Bestimmungen 
dieses Abkommens zu ergänzen oder 
die mit ihm gewährten Vorrechte und 
Befreiungen zu erweitern oder zu be- 
grenzen. 

§ 40 

Die allgemeinen Vorsclrriften dieses 
Abkommens in der Fassung, die sie 
durch etwaige Abänderungen in dem 
endgültigen Wortlaut des von den 
Sonderorganisationen dem General- 
sekretär der Vereinten Nationen ge- 
mäß § 36 (oder nach Revision gemäß 
§ 38) übermittelten Anhanges erfah- 
ren haben, müssen mit den jeweils 
geltenden Satzungen der Sonder- 
organisationen übereinstimmen. Ist 
hierzu eine Satzungsänderung erfor- 
derlich, so ist der Änderung nach Maß- 
gabe des satzungsmäßigen Änderungs- 
Verfahrens Rechtswirksamkeit zu ver- 
schaffen, bevor der endgültige (oder 
revidierte) Wortlaut des Anhanges 
dem Generalsekretär übermittelt wird. 

Das Abkommen selbst hat auf die in 
den Satzungen der Sonderorganisatio- 
nen enthaltenen Vorschriften und auf 
sonstige Rechte und Pflichten, die die 
Sonderorganisationen haben, erwer- 
ben oder übernehmen, keine auf- 
hebende oder einschränkende Wir- 
kung. 

ARTIKEL XI 

Schlußbestimmungen 

§ 41 

Der Beitritt eines Mitglieds der Or- 
ganisation der Vereinten Nationen 
und (vorbehaltlich des § 42) jedes Mit- 
gliedsstaates einer Sonderorganisation 
erfolgt durch Hinterlegung einer Bei- 
triitsurkunde beim Generalsekretär 
der Organisation der Vereinten 
Nationen und wird mit dem Tage der 
Hinterlegung der Beitrittsurkunde 
wirksam. 

§ 42 

Jede beteiligte Sonderorganisation 
übermittelt den Wortlaut des vorlie- 
genden Abkommens sowie der sie be- 
treffenden Anhänge denjenigen ihrer 
Mitglieder, die nicht Mitglieder der 
Organisation der Vereinten Nationen 
sind; sie fordert sie auf, dem Abkom- 
men, soweit es sich auf die betreffende 
Sonderorganisation bezieht, durch Hin- 
terlegung der erforderlichen Beitritts- 
urkunde beim Generalsekretär der 
Organisation der Vereinten Nationen 
oder beim Leiter der Sonderorganisa- 
tion beizutreten. 

§ 43 

Jeder Staat, der Partei dieses Ab- 
kommens ist, bezeichnet in seiner Bei- 
trittsurkunde die Sonderorganisation 
oder die Sonderorganisationen, auf die 
er die Bestimmungen dieses Abkom- 
mens anzuwenden sich verpflichtet. 
Jeder Staat, der Partei dieses Abkom- 
mens ist, kann sich durch eine spätere 
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General of the United Nations under- 
take to apply the provisions of this 
Convention to one or more further 
specialized agencies. This notification 
shall take effect on the date of its 
receipt by the Secretary-General. 


Se c ti o n 44 

This Convention shall enter into 
force for each State party to this Con- 
vention in respect of a specialized 
agency when it has become applicable 
to that agency in accordance with 
section 37 and the State party has 
undertaken to apply the provisions 
of the Convention to that agency in 
accordance with section 43. 


Section 45 

The Secretary-General of the United 
Nations shall inform all Members of 
the United Nations, as well as all 
members of the specialized agencies, 
and executive heads of the specialized 
agencies, of the deposit of each Instru- 
ment of accession received under 
section 41 and of subsequent notifi- 
cations received under section 43. 
The executive head of a specialized 
agency shall inform the Secretary- 
General of the United Nations and 
the members of the agency concerned 
of the deposit of any Instrument of 
accession deposited with him under 
section 42. 


Section 46 

It is understood that, when an In- 
strument of accession or a subse- 
quent notification is deposited on be- 
half of any State, this State will be 
in a Position under its own law to give 
effect to the terms of this Conven- 
tion, as modified by the final texts of 
any annexes relating to the agencies 
covered by such accessions or notifi- 
cations. 


Section 47 

1. Subject to the provisions of para- 
graph 2 and 3 of this section, each 
State party to this Convention under- 
takes to apply this Convention in 
respect of each specialized agency 
covered by its accession or subse- 
quent notification, until such time as 
a revised Convention or annex shall 
have become applicable to that 
agency and the said State shall have 
accepted the revised Convention or 
annex. In the case of a revised annex, 
the acceptance of States shall be by a 
notification addressed to the Secretary- 
General of the United Nations, which 
shall take effect on the date of its 
receipt by the Secretary-General. 


2. Each State party to this Conven- 
tion, however, whiA is not, or has 
ceased to be, a member of a specia- 
lized agency, may address a written 
notification to the Secretary-General 
of the United Nations and the execu- 


fication ulterieure ecrite au Secretaire 
general de l'Organisation des Nations 
Unies, s'engager a appliquer les dis- 
positions de la presente Convention 
ä une ou plusieurs autres institutions 
specialisees. Ladite notification pren- 
dra effet ä la date de sa reception par 
le Secretaire general. 

Section 44 

La presente Convention entrera en 
vigueur entre tout Etat partie ä ladite 
Convention et une instUution specia- 
lisee quand eile sera devenue appli- 
cable ä cette Institution conforme- 
ment ä la section 37 et que l'Etat par- 
tie aura pris l'engagement d’appli- 
quer les dispositions de la presente 
Convention ä cette Institution confor- 
mement ä la section 43. 

Section 45 

Le Secretaire general de l'Organi- 
sation des Nations Unies informera 
tous les Etats Membres de l'Organisa- 
tion des Nations Unies de meme que 
tous les Etats membres des institu- 
tions specialisees et les directeurs 
generaux des institutions specialisees, 
du depöt de chaque Instrument d'adhe- 
sion recu en vertu de la section 41, et 
de toutes notifications ulterieures 
regues en vertu de la section 43. Le 
directeur general de chaque institu- 
tion specialisee informera le Secre- 
taire general de l'Organisation des 
Nations Unies et les membres de Lin- 
stitution interessee du depöt de tout 
Instrument d'adhesion depose aupres 
de lui en vertu de la section 42. 

Section 46 

II est entendu que lorsqu'un Instru- 
ment d'adhesion ou une notification 
ulterieure sont deposes au nom d’un 
Etat quelconque, celui-ci doit etre 
en mesure d'appliquer, en vertu de 
son propre droit, les dispositions de 
la presente Convention telles que mo- 
difiees par les textes finaux de toutes 
annexes relatives aux institutions 
visees par les adhesions ou notifica- 
tions susmentionnees. 

Section 47 

1. Sous reserve des dispositions des 
paragraphes 2 et 3 de la presente sec- 
tion, tout Etat partie a la presente 
Convention s'engage ä appliquer la- 
dite Convention ä chacune des insti- 
tutions specialisees visee par cet Etat 
dans son instrument d'adhesion ou 
dans une notification ulterieure jus- 
qu'ä ce qu'une Convention ou annexe 
revisee soit devenue applicable ä 
cette Institution et que ledit Etat ait 
accepte la Convention ou l'annexe 
ainsi revisee. Dans le cas d’une an- 
nexe revisee, l'acceptation des Etats 
s'effectuera par une notification adres- 
see au Secretaire general des Nations 
Unies, qui prendra effet au jour de sa 
reception par le Secretaire general. 


2. Cependant, tout Etat partie ä la 
presente Convention qui n'est pas ou 
qui a cesse d'etre membre d'une Insti- 
tution specialisee peut adresser une 
notification ecrite au Secretaire genö- 
ral des Nations Unies et au directeur 


schriftliche Mitteilung an den Gene* 
ralsekretär der Vereinten Nationen 
verpflichten, die Bestimmungen des 
vorliegenden Abkommens auf eine 
oder mehrere andere Sonderorganisa- 
tionen anzuwenden. Diese Mitteilung 
wird mit dem Tage ihres Eingangs 
beim Generalsekretär wirksam. 

§ 44 

Das vorliegende Abkommen tritt 
zwischen jedem Staate, der Partei die- 
ses Abkommens ist, und einer Sonder- 
organisation in Kraft, sobald es auf 
diese Sonderorganisation gemäß § 37 
anwendbar geworden ist und der Mit- 
gliedsstaat sich verpflichtet hat, die 
Bestimmungen des vorliegenden Ab- 
kommens auf diese Sonderorganisation 
gemäß § 43 anzuwenden. 

§ 45 

Der Generalsekretär der Organisa- 
tion der Vereinten Nationen benach- 
richtigt alle Mitgliedstaaten der Orga- 
nisation der Vereinten Nationen so- 
wie alle Mitgliedstaaten der Sonder- 
organisationen und die Leiter der 
Sonderorganisationen von der Hinter- 
legung der Beitrittsurkunden, die bei 
ihm gemäß § 41 und von allen späte- 
ren Mitteilungen, die bei ihm gemäß 
§ 43 eingegangen sind. Der Leiter je- 
der Sonderorganisation setzt den 
Generalsekretär der Organisation der 
Vereinten Nationen und die Mitglie- 
der der beteiligten Sonderorganisation 
von der Hinterlegung jeder Beitritts- 
urkunde in Kenntnis, die bei ihm ge- 
mäß § 42 hinterlegt wird. 

§ 46 

Nach der Hinterlegung der Beitritts- 
urkunde eines Staates oder dessen 
späterer Mitteilung ist dieser Staat 
berechtigt, nach eigenem Recht die Be- 
stimmungen dieses Abkommens in 
der abgeänderten Fassung, die sich 
aus dem endgültigen Wortlaut der An- 
hänge ergibt, auf die sich seine Bei- 
trittsurkunde oder seine spätere Mit- 
teilung bezieht, zur Anwendung zu 
bringen. 

§ 47 

1. Vorbehaltlich der Bestimmungen 
der Ziffern 2 und 3 dieses Paragraphen 
verpflichtet sich jeder Staat, der Par- 
tei des vorliegenden Abkommens ist, 
dieses Abkommen auf alle Sonder- 
organisationen anzuwenden, die von 
diesem Staate in seiner Beitritts- 
urkunde oder in einer späteren Mit- 
teilung erwähnt werden, bis ein revi- 
diertes Abkommen oder ein revidier- 
ter Anhang dieser Sonderorganisation 
in Kraft getreten ist und der Staat das 
revidierte Abkommen oder den revi- 
dierten Anhang angenommen hat. 
Handelt es sich um einen revidierten 
Anhang, so erfolgt die Annahme von 
seiten der Staaten durch eine an den 
Generalsekretär der Vereinten Natio- 
nen gerichtete Mitteilung, die an dem 
Tage ihres Eingangs beim General- 
sekretär wirksam wird. 

2. Jedoch kann jeder Staat, der Par- 
tei des vorliegenden Abkommens und 
der nicht oder nicht mehr Mitglied 
einer Sonderorganisation ist, in einer 
schriftlichen Mitteilung den General- 
sekretär der Vereinten Nationen und 
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tive head of the agency concerned to 
the effect that it intends to withhold 
from that agency the benefits of this 
Convention as from a specified date, 
which shall not be earlier than three 
months from the date of receipt of 
the notification. 


3. Eadi State party to this Con- 
vention may withhold the benefit of 
this Convention from any specialized 
agency which ceases to be in relation- 
ship with the United Nations. 


4. The Secretary-General of the 
United Nations shall inform all member 
States parties to this Convention of 
any notification transmitted to him 
linder the provisions of this section. 


Section 48 

At the request of one-third of the 
States parties to this Convention, the 
Secretary-General of the United Nati- 
ons will convene a Conference with a 
view to its revision. 

Section 49 

The Secretary-General of the United 
Nations shall transmit copies of this 
Convention to each specialized agency 
and to the Government of each Mem- 
ber of the United Nations. 


general de l’institution interessee 
pour l'informer qu'il entend cesser de 
lui accorder le benefice de la presente 
Convention ä partfr d’une date deter- 
minee qui ne pourra preceder de 
moins de trois mois celle de la recep- 
tion de cette notification. 


3. Tout Etat Partie ä la presente 
Convention peut refuser d'accorder le 
benefice de ladite Convention ä une 
institution specialisee qui cesse d’etre 
reliee ä l'Organisation des Nations 
Unies. 

4. Le Secretaire general des Nations 
Unies informera tous les Etats mem- 
bres parties ä la presente Convention 
de toute notification qui lui sera trans- 
mise conformement aux dispositions 
de la presente section. 

Section 48 

A la demande du tiers des Etats par- 
ties ä la presente Convention, le 
Secretaire general des Nations Unies 
convoquera une Conference en vue de 
la revision de la Convention. 

Section 49 

Le Secretaire general transmettra 
copie de la presente Convention ä 
chacune des institutions specialisees 
et aux Gouvernements de diacun des 
Membres des Nations Unies. 


den Leiter der beteiligten Sonder- 
organisation davon in Kenntnis set- 
zen, daß er beabsiditigt, dieser Orga- 
nisation die Vergünstigungen aus dem 
vorliegenden Abkommen von einem 
bestimmten Zeitpunkt ab, der minde- 
stens drei Monate nach dem Tage des 
Eingangs dieser Mitteilung liegen 
muß, nicht mehr zu gewähren 

3. Jeder Staat, der Partei des vor- 
liegenden Abkommens ist, ist berech- 
tigt, die Vergünstigungen des vorlie- 
genden Abkommens einer Sonder- 
organisation zu entziehen, die der 
Organisation der Vereinten Nationen 
nicht mehr angesdilossen ist. 

4. Der Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen setzt alle Mitgliedstaa- 
ten, die diesem Abkommemn beigetre- 
ten sind, von jeder Mitteilung in 
Kenntnis, die ihm gemäß den Bestim- 
mungen dieses Paragraphen übermit- 
telt wird. 

§ 48 

Auf Antrag eines Drittels der Staa- 
ten, die Parteien des vorliegenden Ab- 
kommens sind, hat der Generalsekre- 
tär der Vereinten Nationen eine Kon- 
ferenz zum Zwecke der Revision des 
Abkommens einzuberufen. 

§ 49 

Der Generalsekretär übermittelt 
einen Durchdruck des vorliegenden 
Abkommens jeder Sonderorganisation 
und den Regierungen aller Mitglieder 
der Vereinten Nationen. 
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Annexes ol the proposed Convention on the privileges 
and immunities of the specialized agencies 


Annexes au projet de Convention sur les privileges 
et immunites des institutions specialisees 

Anhänge zu dem Entwurf eines Abkommens über die Vorrechte 
und Befreiungen der Sonderorganisationen 


ANNEX I 

The International 
Labour Organization 

The Standard clauses shall operate 
in respect to the International Labour 
Organization subject to the following 
Provision: 

The provisions of article V (other 
than Paragraph (c) of section 13) and 
of section 25, paragraphs 1 and 2 (I) of 
article VII shall extend to the em- 
ployers' and workers' members of the 
Governing Body of the International 
Labour Office and their alternates and 
advisers, except that any waiver of the 
immunity of any such person member 
under section 16 shall be by the Go* 
verning Body. 

ANNEX II 

The Food and Agriculture 
Organization of the United Nations 

The Standard clauses shall operate 
in respect to the Food and Agriculture 
Organization of the United Nations 
(hereinafter called "the Organization") 
subject to the following provisions: 

1. Article V and section 25, para- 
graphs 1 and 2 (I) of Article VII shall 
extend to the Chairman of the Council 
of the Organization, except that any 
waiver of the immunity of the Chair- 
man under section 16 shall be by the 
Council of the Organization. 


2. (i) Experts (other than officials 
Corning within the scope of article VI) 
serving on committees of, or perform- 
ing missions for, the Organization shall 
be accorded the following privileges 
and immunities so far as is necessary 
for the effective exercise of their func- 
tions, including the time spent on jour- 
neys in connexion with Service on such 
committees or missions: 


(a) Immunity from personal arrest 
or seizure of their personal baggage; 

(b) Immunity from legal process of 
every kind in respect of words spoken 
or written or acts done by them in the 
performance of their official functions, 
such immunity to continue notwith- 
standing that the persons concerned 
are no longer serving on committees 
of, or employed on missions for, the 
Organization; 


ANNEXE I 

Organisation internationale 
du Travail 

Les clauses-standard s'appliqueront 
ä rOrganisation internationale du Tra- 
vail, SOUS reserve de ce qui suit : 

Les membres employeurs et travail- 
leurs du conseil d'administration de 
l'Organisation internationale du Tra- 
vail, leurs suppleants et conseillers 
beneficieront des dispositions de 
l’article V (autres que celles du para- 
graphe c) de la section 13) et de celles 
de la section 25, paragraphes 1 et 2(1), 
de l'article VII, ä cette exception pres 
que toute levee de l'immunite, en vertu 
de la section 16, d'une teile personne, 
Sera pronocee par le Conseil. 

ANNEXE II 

Organisation des Nations Unies 
pour ralimentation et Tagriculture 

Les clauses-standard s'appliqueront 
ä l’Organisation des Nations Unies 
pour ralimentation et Tagriculture 
(ci-apres designee sous le nom de 
«l'Organisation»), sous reserve des 
dispositions suivantes : 

1. Le President du Conseil de TOr- 
ganisation beneficiera des dispositions 
de l'article V et de la section 25, para- 
graphe 1 et 2 (I) de l'article VII, ä cette 
exception pres que toute levee d'im- 
munite le concernant, en vertu de la 
section 16, sera prononcee par le Con- 
seil de l'Organisation. 

2. i) Les experts (autres que les 
fonctionnaires vises ä l'article VI), 
lorsqu'ils exerceront des fonctions 
aupres des commissions de TOrganisa- 
tion ou lorsqu'ils accompliront des 
missions pour cette derniere, jouiront 
des Privileges et des . immunites ci- 
apres dans la mesure oü ils leur seront 
necessaires pour Texercice effictif de 
leurs fonctions, y compris durant les 
voyages effectues ä Toccasion de 
Texercice de leurs fonctions aupres de 
ces commissions ou au cours de ces 
missions : 

a) Immunite d’arrestation personelle 
ou de saisie de leurs bagages person- 
nels ; 

b) Immunite de toute poursuite 
judiciaire en ce qui concerne les actes 
accomplis par eux dans Texercice de 
leurs fonctions officielles (y compris 
leurs paroles et ecrits). Les Interesses 
continueront ä beneficier de ladite im- 
munite alors meme qu’ils n'exerce- 
raient plus de fonctions aupres des 
commissions de TOrganisatlon ou 
qu’ils ne seraient plus charges de mis- 
sion pour le compte de cette derniere ; 


ANHANG I 

Internationale Arbeitsorganisation 


Die allgemeinen Bestimmungen fin- 
den auf die Internationale Arbeits- 
organisation mit folgender Maßgabe 
Anwendung; 

Die Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
vertreter im Verwaltungsrat des Inter- 
nationalen Arbeitsamtes, ihre Ersatz- 
männer und Berater genießen die Ver- 
günstigung der Bestimmungen des 
Artikels V (mit Ausnahme von § 13 c) 
und des § 25, Ziffern 1 und 2 (I) (Arti- 
kel VII), jedoch mit der Maßgabe, daß 
jede Aufhebung der Immunität einer 
solchen Person gemäß § 16 durch den 
Verwaltungsrat ausgesprochen wird. 

ANHANG 11 

Organisation der Vereinten 
Nationen für Ernährung und 
Landwirtsdiaft 

Die allgemeinen Bestimmungen fin- 
den auf die Organistion der Vereinten 
Nationen für Ernährung und Land- 
wirtschaft (nachstehend als „Organi- 
sation" bezeichnet) nach Maßgabe fol- 
gender Bestimmungen Anwendung: 

1. Der Präsident des Rates der Or- 
ganisation genießt die Vergünstigun- 
gen der Bestimmungen des Artikels V 
und des § 25, Ziffern 1 und 2 (I) (Ar- 
tikel VII), jedoch mit der Maßgabe, 
daß jede ihn betreffende Aufhebung 
der Immunität gemäß § 16 von dem 
Rat der Organisation ausgesprochen 
wird. 

2. (i) Die Sachverständigen (mit 
Ausnahme der im Artikel VI genann- 
ten Beamten) genießen bei Ausübung 
von Amtsgeschäften in Ausschüssen 
der Organisation oder bei der Erledi- 
gung von Aufgaben für die Organisa- 
tion die nachstehenden Vorrechte und 
Befreiungen insoweit, als sie für sie 
zur wirksamen Ausübung ihres Amtes 
erforderlich sind, und zwar auch auf 
den Reisen, die sie zur Ausübung ihres 
Amtes in diesen Ausschüssen oder bei 
Erledigung dieser Aufgaben aus- 
führen: 

a) Befreiung von Verhaftung oder 
Beschlagnahme ihres persönlichen Ge- 
päcks; 

b) Befreiung von jeder gerichtlichen 
Verfolgung wegen der von ihnen in 
Ausübung ihrer Amtsqeschäfte ein- 
schließlich ihrer mündlichen und 
schriftlichen Äußerungen vorgenom- 
menen Handlungen. Die Sachverstän- 
digen bleiben im Genuß dieser Befrei- 
ungen auch dann, wenn sie keine Äm- 
ter mehr in den Ausschüssen der Orga- 
nisation ausüben oder mit Aufgaben 
für die Organisation nicht mehr be- 
auftragt sind; 
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(c) The same facilities in respect of 
currency and exchange restrictions 
and in respect of their personal bag- 
gage as are accorded to officials of 
foreign GovernmenLs on temporary 
official missions. 

(ii) Privileges and iinmunitics are 
granted to the experts in the- intcrests 
of the Organization and not for the 
personal benefit of the individuals 
thciiiselves The Organization shall 
have the right and the duty to waive 
the immunity of any expert in any 
case where in its opinion the immunity 
vvoiild impede the course of justice 
and can be waived without prejudice 
to the interests of the Organization. 


ANNEX III 

The Inlernational Civil AviaÜon 
Orgäiiizdüon 

The Standard clauses shall operate 
in respect to the International Civil 
Aviation Organization (hereinafter 
called "the Organization") subject to 
the following provisions: 

1. The Privileges, immunities, ex- 
emptions and facilities referred to in 
section 21 of the Standard clauses shall 
also be accorded to the President of 
the Council of the Organization, 

2. (i) Experts (other than officials 
Corning within the scope of article VI) 
serving on committees of, or perform- 
ing missions for, the Organization 
shall be accorded the following Privi- 
leges and immunities so far as is neces- 
sary for the effective excrcise of their 
functions, including the time spent on 
journeys in contiexion with Service 
on sudi committees or missions: 


(d) Immunity from personal arrest 
or seizure of their personal baggage; 

(b) Immunity from legal process of 
every kind in respect of words spoken 
or written or acts done by them in the 
performance of their official functions, 
such immunity to continue notwitli- 
standing that the persons concerned 
are no longer serving on committees 
of, or employed on missions for, the 
Organization; 


(c) The same facilities in respect of 
currency and exchange restrictions 
and in respect of their personal bag- 
gage as are accorded to officials of 
foreign Governments on temporary 
official missions; 

(d) Inviolability of their papers and 
documents relating to the work on 
which they are engaged for the Orga- 
nization. 

(ii) In connexion with(d) of 2above, 
the principle contained in the last sen- 
tence of section 12 of the Standard 
clauses shall be applicable. 


c) Les memes facilites en ce qui con- 
cerne les reglementations monetaires 
et de Change et en ce qui concerne 
leurs bagages personnels que celles 
accordees aux fonctionnaires des 
Gouvernements etrangers en mission 
officielle temporaire. 

ii) Les Privileges et immunites sont 
accordes aux experts dans l'intcret de 
rOrganisation et non en vue de leur 
avantage personncl. L'Organisation 
pourra et devra lever limmunite 
accordee ä un expert dans tous les 
cas oü eile estimera que cette immu- 
nite generait l'action de la justice et 
qu'elle peut etre levee sans nuire aux 
interets de l'Organisation. 


ANNEXE III 

Organisation de Taviation civile 
internationale 

Les clauses-standard s'appliqueront 
a l'Organisation de Taviation civile 
internationale (ci-apres designee sous 
1 p nom de «l'Organisation») sous 
reserve des dispositions suivantes : 

1. Le benefice des Privileges, immu- 
nites, Gxemptions et avantages men- 
tionnes ä la section 21 des clauses- 
standard sera egalement accorde au 
President du Conseil de TOrganisa- 
tion. 

2. i) Les experts fautres que les 

fonctionnaires u Tarticle VI), 

lorsqu'ils exerceront des fonctions 
aupres des commissions de TOrganisa- 
tion ou lorsqu'ils accompliront des 
missions pour cette derniere, jouiront 
des Privileges et des immunites ci- 
apres dans la mesure oü ils leur seront 
necessaires pour Texercice effectif de 
leurs fonctions, y compris durant les 
voyages effectues a Toccasion de 
Texercice de leurs fonctions aupres 
de ces commissions ou au cours de ces 
missions : 

a) Immunite d'arrestation personelle 
ou de saisie de leurs bagages person- 
nels ; 

b) Immunite , de töute poursuite 
judiciaire en ce qui concerne les actes 
accomplis par eux dans Texercice de 
leurs fonctions officielles (y compris 
leurs paroles et ecrits); les Interesses 
continueront a beneficier de ladite im- 
munite alors meme qu'ils n'exer- 
ceraient plus de fonctions aupres des 
commissions de Torganisation ou 
qu'ils ne seraient plus Charge de mis- 
sion pour le compte de cette derniere ; 

c) Les memes facilites en ce qui con- 
cerne les reglementations monetaires 
et de change et en ce qui concerne 
leurs bagages personnels que celles 
qui sont accordees aux fonctionnaires 
des Gouvernements etrangers en mis- 
sion officielle temporaire; 

cl) Inviolabilite de tous leus papiers 
et documents rclatifs aux travaux 
qu'ils effectuent pour le compte de 
l'Organisation. 

ii) Le principe enonce dans la der- 
nicre phrase de la section 12 des clau- 
ses-standard sera applicable en ce qui 
concerne les dispositions de Talinea 
d) du paragraphe 2 ci-dessus. 


c) die gleichen Erleichterungen in 
bezug auf Währungs- und Devisen- 
bestimmungen und auf ihr persönliches 
Gepäck, wie sie den Beamten auslän- 
discher Regierungen in vorüber- 
gehender amtlicher Mission gewährt 
werden. 

(ii) Die Vorrechte und Befreiungen 
werden den Sachverständigen im 
Interesse der Organisation und nicht 
zu ihrem persönlichen Vorteil ge- 
währt. Die Organisation ist berech- 
tigt und verpflichtet, die Immunität 
eines Sachverständigen in allen Fäl- 
len aufzuheben, in denen sie nach ihrer 
Auffassung die Tätigkeit der Gerichte 
behindern würde und ohne Schädigung 
der Interessen der Organisation auf- 
gehoben werden kann. 

ANHANG III 

Organisation der internationalen 
Zivilluftfahrt 

Die allgemeinen Bestimmungen fin- 
den auf die Organisation der inter- 
nationalen Zivilluftfahrt (nachstehend 
als „Organisation“ bezeichnet) nach 
Maßgabe folgender Bestimmungen 
Anwendung: 

1. Die Vergünstigungen der in § 21 
der allgemeinen Bestimmungen ge- 
nannten Vorrechte, Immunitäten, Be- 
freiungen und Vergünstigungen wer- 
den auch dem Präsidenten des Rates 
der Organisation gewährt. 

2. (i) Die Sachverständigen (mit 
Ausnahme der im Artikel VI ge- 
nannten Beamten) genießen bei 
Ausübung von Amtsgeschäften in Aus- 
schüssen der Organisation oder bei 
der Erledigung von Aufgaben für die 
Organisation die nachstehenden Vor- 
rechte und Befreiungen insoweit, als 
sie für sie zur wirksamen Ausübung 
ihres Amtes erforderlich sind, und zwar 
auch auf den Reisen, die sie zur Aus- 
übung ihres Amtes in diesen Ausschüs- 
sen oder bei Erledigung dieser Auf- 
gaben ausführen: 

a) Befreiung von Verhaftung oder 
Beschlagnahme ihres persönlichen Ge- 
päcks; 

b) Befreiung von jeder gerichtlichen 
Verfolgung wegen der in Ausübung 
ihrer Amtsgeschäfte vorgenommenen 
ITandlungen (einschließlich ihrer münd- 
lichen und schriftlichen Äußerungen). 
Die Sachverständigen bleiben im Ge- 
nuß dieser Befreiungen auch dann, 
wenn sie keine Ämter mehr in den 
Ausschüssen der Organisation aus- 
üben oder mit Aufgaben für die Orga- 
nisation nicht mehr beauftragt sind; 

c) die gleichen Erleichterungen in 
bezug auf Währungs- und Devisen- 
bestimmungen und auf ihr persönliches 
Gepäck, wie sie den Beamten auslän- 
discher Regierungen in vorübergehen- 
der Mission gewährt werden; 

d) die Unverletzlichkeit aller ihrer 
Papiere und Schriftstücke, die sich auf 
Arbeiten beziehen, die sie für die Orga- 
nisation ausführen. 

(ii) Der in § 12 letzter Satz der all- 
gemeinen Bestimmungen au fgef ährte 
Grundsatz findet auf Ziffer 2 (d) ent- 
sprechende Anwendung. 
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(iii) Privileges and immunities are 
granted to the experts of the Organ- 
ization in the interests of the Organ- 
ization and not for the personal benefit 
of the individuals themselves. The Or- 
ganization shall have the right and the 
duty to waive the immunity of any 
expert in any case where in its opinion 
the immunity would impede the course 
of justice, and it can be waived without 
prejudice to the interests of the Orga- 
nization. 

ANNEX IV 

The United Nations Educational, 
Scientific and Cultural Organization 

The Standard clauses shall operate 
in respcct to the United Nations Edu- 
cational, Scientific and Cultural Orga- 
nization (hereinafter called "the Orga- 
nization") subject to the following 
provisions: 

1. Article V and section 25, para- 
graphs 1 and 2 (I) of article VII shall 
extend to the President of the Confe- 
rence and members of the Executive 
Board of the Organization, their Sub- 
stitutes and advisers except that any 
waiver of the immunity of any such 
person of the Executive Board under 
section 16 shall be by the Executive 
Board. 

2. (i) Experts (other than officials 
Coming within the scope of article VI) 
serving on committees of, or perfor- 
ming missions for, the Organization 
shall be accorded the following Privi- 
leges and immunities so far as is 
necessary for the effective exercise 
of their functions, including the time 
spent on journeys in connexion with 
Service on such committees or missions: 


(a) Immunity from personal arrest 
or seizure of their personal baggage; 

(b) In respect of words spoken or 
written or acts done by them in the 
performance of their official functions, 
immunity of legal process of every 
kind, such immunity to continue not- 
withstanding that the persons con- 
cerned are no longer serving on com- 
mittees of, or employed on missions 
for, the Organization; 


(c) The same facilities in respect of 
currency and exchange restrictions 
and in respect of their personal bag- 
gage as are accorded to officials of 
foreign Governments on temporary 
official missions. 

(ii) Privileges and immunities are 
granted to the experts of the Organi- 
zation in the interests of the Organi- 
zation and not for the personal benefit 
of the individuals themselves. The 
Organization shall have the right and 
duty to waive the immunity of any 
expert in any case where in its opinion 


iii) Les Privileges et immunites sont 
accordes aux experts dans l'interet de 
rOrganisation et non en vue de leur 
avantage personnel. L'Organisation 
pourra et devra lever l’immunite accor- 
dee a un expert dans tous les casoü eile 
estimera que cette immunite generait 
l’action de la justice et qu’elle peut 
etre levee sans nuire aux interets de 
rOrganisation. 


ANNEXE IV 

Organisation des Nations Unies 
pour l'education, la Science et la 
culture 

Les clauses-standard s'appliqueront 
ä rOrganisation des Nations Unies 
pour l'education, la science et la cul- 
ture (ci-apres designee sous le nom 
de «rOrganisation») sous reserve des 
dispositions suivantes : 

1. Le President de la Conference et 
les membres du conseil d'administra- 
tion de rOrganisation, leurs supple- 
ants et conseillers beneficieront des 
dispositions de l'article V et de la 
section 25, paragraphe 2(1), de l'article 
VII, ä cette exception pres que toute 
levee d’immunite les concernant, en 
vertu de la section 16, sera pronon- 
cee par le conseil d'administration. 

2. i) Les experts (autres que les 
fonctionnaires vises a l'article VI), 
lorsqu’ils exerceront des fonctions 
aupres des commissions de rOrgani- 
sation ou lorsqu’ils accompliront des 
missions pour cette derniere, jouiront 
des Privileges et des immunites ci- 
apres dans la mesure oü ils leur 
seront necessaires pour l'exercice 
effectif de leurs fonctions, y compris 
durant les voyages effectues a l’occa- 
sion de l’exercice de leurs fonctions 
aupres de ces commissions ou au 
cours de ces missions : 

a) Immunite d'arrestation person- 
nelle ou de saisie de leurs bagages 
personnels ; 

b) Immunite de toute poursuite 
judicaire en ce qui concerne les actes 
accomplis par eux dans l'exercice de 
leurs fonctions officielles (y compris 
leurs paroles et ecrits) ; les Interes- 
ses continueront ä beneficier de ladite 
immunite alors meme qu'ils n’exerce- 
raient plus de fonctions aupres des 
commissions de rOrganisation ou 
qu'ils ne seraient plus diarges de 
mission pour le compte de cette der- 
niere ; 

c) Les memes facilites en ce qui 
concerne les reglementations monetai- 
res et de change et en ce qui concerne 
leurs bagages personnels que celles 
qui sont accordees aux fonctionnaires 
des Gouvernements etrangers en mis- 
sion officielle temporaire. 

ii) Les Privileges et immunites sont 
accordes aux experts dans l'interet 
de rOrganisation et non en vue de 
leur avantage personnel. L'Organisa- 
tion pourra et devra lever l’immunite 
accordee ä un expert dans tous les 
cas oü eile estimera que cette immu- 
nite generait l'action de la justice et 


(iii) Die Vorrechte und Befreiungen 
werden den Sachverständigen im Inter- 
esse der Organisation und nicht zu 
ihrem persönlichen Vorteil gewährt. 
Die Organisation ist berechtigt und 
verpflichtet, die Immunität eines Sach- 
verständigen in allen Fällen aufzu- 
heben, in denen sie nach ihrer Auffas- 
sung die Tätigkeit der Gerichte behin- 
dern würde und ohne Schädigung der 
Interessen der Organisation aufgeho- 
ben werden kann. 

ANHANG IV 

Organisation der Vereinten 
Nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur 

Die allgemeinen Bestimmungen fin- 
den auf die Organisation der Vereinten 
Nationen für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur (nachstehend als „Organi- 
sation" bezeichnet) nach Maßgabe fol- 
gender Bestimmungen Anwendung: 

1. Der Präsident der Konferenz und 
die Mitglieder des Verwaltungsrates 
der Organisation, ihre Ersatzmänner 
und Berater genießen die Vergünsti- 
gung der Bestimmungen des Artikels V, 
des ‘§ 25, Ziffer 2 (I) (Artikel VII) mit 
der Maßgabe, daß jede sie betreffende 
Aufhebung der Immunität gemäß § 16 
vom Verwaltungsrat ausgesprochen 
wird. 

2. (i) Die Sachverständigen (mit Aus- 
nahme der im Artikel VI genannten 
Beamten) genießen bei Ausübung von 
Amtsgeschäften in Ausschüssen der 
Organisation oder bei der Erledigung 
von Aufgaben für die Organisation die 
nachstehenden Vorrechte und Befrei- 
ungen insoweit, als sie für sie zur wirk- 
samen Ausübung ihres Amtes erforder- 
lich sind, und zwar auch auf den Reisen, 
die sie zur Ausübung ihres Amtes in 
diesen Ausschüssen oder bei Erledi- 
gung dieser Aufgaben ausführen: 

a) Befreiung von Verhaftung oder 
Beschlagnahme ihres persönlichen Ge- 
päcks ; 

b) Befreiung von jeder gerichtlichen 
Verfolgung wegen der in Ausübung 
ihrer Amtsgeschäfte vorgenommenen 
Handlungen einschließlich ihrer münd- 
lichen und schriftlichen Äußerungen; 
die Sachverständigen bleiben im Ge- 
nuß dieser Befreiungen auch dann, 
wenn sie keine Ämter mehr in den 
Ausschüssen der Organisation aus- 
üben oder mit Aufgaben für die Orga- 
nisation nicht mehr beauftragt sind; 


c) die gleichen Erleichterungen in 
bezug auf Währungs- und Devisen- 
bestimmungen und auf ihr persönliches 
Gepäck, wie sie den Beamten auslän- 
discher Regierungen in vorübergehen- 
der Mission gewährt werden. 

(ii) Die Vorrechte und Befreiungen 
werden den Sachverständigen im Inter- 
esse’ der Organisation und nicht zu 
ihrem persönlichen Vorteil gewährt. 
Die Organisation ist berechtigt und 
verpflichtet, die Immunität eines Sach- 
verständigen in allen Fällen aufzu- 
heben, in denen sie nach ihrer Auffas- 
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the immunity would impede thecourse 
of justice, and it can be waived with- 
out prejudice to the interests of the 
Organization. 

ANNEX V 


“(b) No taxation of any kind shall 
be levied on any Obligation or secu- 
rity issued by the Fund, including 
any dividend or interest thereon, by 
whomsoever held: 


" (i) Which discriminates against such 
Obligation or security solely because 
of its origin; or 


„(ii) If the sole jurisdictional basis 
for each taxation is the place or cur- 
rency in which it is issued, made 
payable or paid, or the location of 
any Office or place of business main- 
tained by the Fund." 

2. Section 32 of the Standard clau- 
ses shall only apply to differences 
arising out of the Interpretation or 
application of Privileges and immu- 
nities which are derived by the Fund 
from this Convention and are not in- 
cluded in those which it can Claim 
under its articles or otherwise. 


ANNEX VI 

The International Bank for 
Reconstruction and Development 

In their application to the Inter- 
national Bank for Reconstruction and 
Development (hereinafter called "the 
Bank"), the Standard clauses shall 
operate sub^ect to the following pro- 
visions; 


qu'elle peut etre levee sans nuire aux 
interets de l'Organisation, 

ANNEXE V 

Fonds monötaire international 

Les clauses-standard s'appliqueront 
au Fonds monetaire international (ci- 
apres designe par lesmots «le Fonds») 
SOUS reserve des dispositions suivan- 
tes : 

1. Le texte suivant remplacera la 
section 9 : 

«a) Le Fonds, ses avoirs, ses biens, 
ses revenus ainsi que ses operations 
et transactions autorisees par son acte 
constitutif seront exempts de tous im- 
pöts et de tous droits de douane. Le 
Fonds sera exempt de toutes prohibi- 
tions et restrictions d'importation et 
d'exportation pour des articles impor- 
tds Oll exportes pour son usage offi- 
ciel et pour ses publications. II de- 
meure entendu toutefois que le Fonds 
ne demandera pas l’exoneration d'im- 
pots qui ne seraient pas en exces de 
la simple remuneration de Services 
d'utilite publique, et que les articles 
(autres que les publications du Fonds) 
importes en franchise ne seront pas 
vendus sur le territoire du pays dans 
lequel ils auront ete introduits, a 
moins que ce ne soit a des conditions 
agreees par le Gouvernement de ce 
pays. Le Fonds sera egalement exempt 
de toute Obligation en ce qui con- 
cerne la perception ou le paiement 
d'un impöt ou d'un droit quelconque. 

«b) Aucun impot , de quelque nature 
que ce soit, ne sera per(;:u sur une 
Obligation ou une action quelconque 
emise par le Fonds, y compris tous 
dividendes ou interets de cette action 
ou de cette Obligation, quels qu’en 
soient les detenteurs, si cet impöt : 

«i) Constitue une mesure de discri- 
mination contre une teile action ou 
Obligation du seul fait qu'elle est 
emise par le Fonds ; ou 

«ii) Si le seul fondement juridique 
d’un tel impöt est le lieu dans lequel, 
ou la devise dans laquelle, l'action 
ou l'obligation est emise, rendue 
payable ou payee, ou l'emplacement 
de tout bureau ou centre de trans- 
actions que le Fonds fait fonctionner.» 

2. La section 34 des clauses-standard 
s'appliquera uniquement aux diffe- 
rends provenant de l’interpretation 
ou de l'application des dispositions 
relatives aux Privileges et immunites 
qui sont invoques par le Fonds en 
vertu de la presente Convention et 
qui ne font pas partie de ce qu'il peut 
revendiquer en vertu de son acte con- 
stitutif ou de toute autre disposition. 

ANNEXE VI 

Banque internationale pour la 
reconstruction et la mise en valeur 

Les clauses-standard s'appliqueront 
ä la Banque internationale pour la 
reconstruction et la mise en valeur 
(ci-apres designee sous le nom de 
«la Banque») sous reserve des dispo- 
sitions suivantes : 


sung die Tätigkeit der Gerichte behin- 
dern würde und ohne Schädigung der 
Interessen der Organisation aufgeho- 
ben werden kann. 

ANHANG V 

Internationaler Währungsfonds 

Die allgemeinen Bestimmungen fin- 
den auf den Internationalen Wäh- 
rungsfonds (nachstehend als „Fonds" 
bezeichnet) nach Maßgabe folgender 
Bestimmungen Anwendung: 

1. § 9 erhält folgenden Wortlaut: 

„a) Der Fonds, seine Guthaben, seine 
Vermögenswerte, seine Einkünfte so- 
wie die nach seiner Satzung zulässigen 
Geschäfte und Transaktionen sind von 
allen Steuern und Zöllen befreit. Der 
Fonds ist von allen Einfuhr- und Aus- 
fuhrverboten und -beschränkungen für 
Artikel befreit, die für seinen amt- 
lichen Gebrauch und für seine Veröf- 
fentlichungen eingeführt oder aus- 
geführt werden. Der Fonds soll jedoch 
nicht die Befreiung von Steuern in An- 
spruch nehmen, die nur eine Vergütung 
für Leistungen öffentlicher Versor- 
gungsdienste darstellen. Die zollfrei 
eingeführten Artikel (mit Ausnahme 
der Veröffentlichungen des Fonds) 
dürfen auf dem Gebiete des Landes, in 
das sie eingeführt wurden, nicht ver- 
kauft werden, es sei denn, daß der Ver- 
kauf zu Bedingungen erfolgt, denen die 
Regierung dieses Landes zugestimmt 
hat. Der Fonds ist ferner von der Er- 
hebung oder Zahlung aller Steuern 
oder Zölle befreit. 

b) Keine Steuer, gleich welcher Art, 
wird auf Obligationen oder Aktien er- 
hoben, die von dem Fonds begeben 
werden, einschließlich aller Dividenden 
oder Zinsen dieser Aktien oder Obliga- 
tionen, ohne Rücksicht darauf, wer sie 
besitzt, 

(i) falls diese Steuer eine diskrimi- 
nierende Maßnahme gegen solche Ak- 
tien oder Obligationen lediglich mit 
Rücksicht darauf bildet, daß sie durch 
den Fonds begeben wird, oder 

(ii) falls die einzige Rechtsgrundlage 
einer solchen Steuer der Ort oder die 
Währung, wo oder in der die Aktien 
oder Obligationen begeben werden, 
zahlbar sind oder gezahlt werden, oder 
der Ort eines vom Fonds unterhaltenen 
Büros oder seines Geschäftssitzes ist. 

2. § 32 der allgemeinen Bestim- 
mungen findet lediglich auf Streitig- 
keiten Anwendung, die sich aus der 
Auslegung oder Anwendung der Be- 
stimmungen über Vorrechte und Be- 
freiungen ergeben, auf die sich der 
Fonds auf Grund dieses Abkommens 
beruft und die nicht zu den Ansprüchen 
gehören, die er auf Grund seiner 
Satzung oder einer anderen Bestim- 
mung erheben kann. 

ANHANG VI 

Internationale Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung 

Die Standardklauseln finden auf die 
Internationale Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung (nachstehend als 
„Bank" bezeichnet) nach Maßgabe fol- 
gender Bestimmungen Anwendung; 


The International Monetary Fund 

In their application to the Inter- 
national Monetary Fund (hereinafter 
called "the Fund"), the Standard clau- 
ses shall operate subject to the fol- 
lowing .provisions: 

1. The following shall be substitu- 
ted for section 9: 

"(a) The Fund, its assets, property, 
income and its operations and trans- 
actions authorized by its articles of 
agreement shall be immune from all 
taxation and from all customs duties. 
The Fund shall be immune from pro- 
hibitions and restrictions on imports 
and exports in respect of articles im- 
ported or exported for its official use 
and in respect of its publications. It is 
understood, however, that the Fund 
will not Claim exemption from taxes 
which are, in fact, no more than charges 
for public Utility Services, and that 
articles (other than its publications) 
imported under this exemption will not 
be sold in the country into which they 
were imported except under condi- 
tions agreed to with the Government 
of that country. The Fund shall also be 
immune from the Collection or payment 
of any tax or duty. 
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1. Thefollowing shallbe substituted 
for section 4; 

"Actions may be brought against 
the Bank only in a court of compe- 
tent Jurisdiction in the territories of 
a member in which the Bank has an 
Office, has appointed an agent for the 
purpose of accepting service or notice 
of process, or has issued or guaran- 
teed Securities. No actions shall, how- 
ever, be brought by members or per- 
sons acting for or deriving Claims 
from members. The property and 
assets of the Bank shall, wheresoever 
located and by whomsoever held, be 
immune from all forms of seizure, 
attachment or execution before the 
delivery of final judgment against 
the Bank." 


2, The following shall be substitu- 
led for section 9: 

„(a) The Bank, its assets, property, 
income and its operations and trans- 
actions authorizied by its articles of 
agreement shall be immune from all 
taxation and from all customs duties. 
The Bank shall be immune from pro- 
hibitions and restrictions on Imports 
and exports in respect of articles im- 
ported or exported for its official use 
and in respect of its publications. It 
is understood, however, that the Bank 
will not Claim exemption from taxes 
which are, in fact, no more than char- 
ges for public utility Services, and 
that articles (other than its publica- 
tions) imported under this exemption 
will not be sold in the country into 
which they were imported except 
under conditions agreed to with the 
Government of that country. 


"The Bank shall also be immune from 
the Collection or payment of any tax 
or duty. 

"(b) No taxation of any kind shall 
be levied on any Obligation or Security 
issued by the Bank (including any di- 
vidend or interest thereon) by whom- 
soever held: 


"(i) Which discriminates against 
such Obligation or security solely be- 
cause it is issued by the Bank; or 


"(ii) If the sole jurisdictional basis 
for such taxation is the place or cur- 
rency in which it is issued, made pay- 
able or paid, or the location of any 
Office or place of business maintained 
by the Bank. 

"(c) No taxation of any kind shall 
be levied on any Obligation or security 
guaranteed by the Bank (including any 
dividend or interest thereon) by whom- 
soever held: 


"(i) Which discriminates against 
such Obligation or security solely be- 


1. Le texte suivant remplacera la 
section 4 : 

«La Banque ne peut etre poursuivie 
que devant un tribunal ayant juridic- 
tion sur les territoires d'un Etat mem- 
bre oü la Banque possede une succur- 
sale, oü eile a nomme un agent en 
vue d’accepter des sommations ou 
avis de sommations, ou bien oü eile 
a emis ou garanti des actions. Aucune 
poursuite ne pourra etre intentee par 
des Etats membres ou des personnes 
representant ces dits Etats membres 
ou tenant d'eux des droits de recla- 
mation, Les biens et les avoirs de la 
Banque, oü qu'ils se trouvent et quels 
qu’en soient les detenteurs, seront a 
l’abri de toute forme de saisie, d'oppo- 
sition ou d'execution, avant que le 
jugement final contre la Banque n'ait 
ete rendu. » 


2. Le texte suivant remplacera la 
section 9 : 

«a) La Banque, ses avoirs, ses biens, 
ses revenus ainsi que ses operations 
et transactions autorisees par son acte 
constitutif seront exempts de tous im- 
pots et de tous droits de douane. La 
Banque sera exempte de toutes pro- 
hibitionset restrictions d'importation et 
d'exportation pour des articles Importes 
ou exportes pour son usage officiel et 
ponr ses publications. Ildemeure enten- 
du toutefois que la Banque ne demande- 
ra pas l’exoneration d’impots qui ne 
seraient pas en exces de la simple 
remuneration de Services d’utilite 
publique, et que les articles (autres 
que les publications de la Banque) 
Importes en frandiise ne seront pas 
vendus sur le territoire du pays dans 
lequel ils auront ete introduits, a moins 
que ne ce soit a des conditions 
aqreees par le Gouvernement de ce 
pays. 

«La Banque sera egalement exempte 
de toute Obligation en ce qui concerne 
la perception ou le paiement d’un 
impöt ou d’un droit quelconque. 

«b) Aucun impöt, de quelque nature 
qu ce soit, ne sera pert^u sur une Obli- 
gation ou une action quelconque 
emise par la Banque, y compris tous 
dividendes ou interets de cette action 
ou de cette Obligation, quels qu'en 
soient les detenteurs, si cet impöt: 

«i) Constitue une mesure de dis- 
crimination contre une teile action ou 
Obligation du seul fait qu’elle est 
emise par la Banque; ou 

«ii) Si le seul fondement juridique d‘ 
un tel impöt est le lieu dans lequel, 
ou la devise dans laquelle, l’action 
ou l'obligation est emise, rendue pay- 
able ou payee, ou l’emplacement de 
tout bureau ou centre de transactions 
que la Banque fait fonctionner. 

«c) Aucun impöt de quelque nature 
que ce soit ne sera percu sur une Ob- 
ligation ou une action quelconque 
garantie par la Banque (y compris tous 
dividendes ou interets de cette action 
ou de cette Obligation), quels qu'en soi- 
ent les detenteurs, si cet impöt; 

«i) Constitue une mesure de dis- 
crimination contre une teile action ou 
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1. § 4 erhält folgenden Wortlaut: 

„Die Bank darf nur vor einem Ge- 
richt verklagt werden, das die Gerichts- 
barkeit im Gebiet eines Mitgliedstaates 
ausübt, in dem die Bank eine Zweig- 
niederlassung besitzt, oder in dem sie 
einen Bevollmächtigten zur Annahme 
von Zustellungen oder das gerichtliche 
Verfahren betreffende Mitteilungen 
ernannt oder Aktien begeben oder 
garantiert hat. Mitgliedstaaten oder 
Personen, die diese Mitgliedstaaten 
vertreten oder von ihnen Ansprüche 
herleiten, sind zur Klageerhebung 
nicht berechtigt. Die Vermögenswerte 
und Guthaben der Bank, ohne Rück- 
sicht darauf, wo sie sich befinden und 
wer sie im Besitz hat, sind vor jeder 
Form der Beschlagnahme, des Arrestes 
oder der Vollstreckung geschützt, so- 
lange nicht ein Endurteil gegen die 
Bank ergangen ist." 

2. § 9 erhält folgenden Wortlaut: 

„a) Die Bank, ihre Guthaben, ihre 
Vermögenswerte, ihre Einkünfte sowie 
die nach ihrer Satzung zulässigen Ge- 
schäfte und Überweisungen sind \on 
allen Steuern und Zöllen befreit. Die 
Bank ist von allen Einfuhr- und Aus- 
fuhrverboten und -beschränkungen für 
Artikel befreit, die für ihren amtlichen 
Gebrauch und für ihre Veröffent- 
lichungen eingeführt oder ausgeführt 
werden. Die Bank soll jedoch nicht die 
Befreiung von Steuern in Anspruch 
nehmen, die nur eine Vergütung für 
Leistungen öffentlicher Versorgungs- 
betriebe darstellen. Die zollfrei ein- 
geführten Artikel (mit Ausnahme der 
Veröffentlichungen der Bank) dürfen 
auf dem Gebiet des Landes, in das sie 
eingeführt wurden, nicht verkauft wer- 
den, es sei denn, daß der Verkauf zu 
Bedingungen erfolgt, denen die Regie- 
rung dieses Landes zugestimmt hat. 

Die Bank ist ferner von der Erhebung 
oder Zahlung aller Steuern und Zölle 
befreit. 

b) Keine Steuer gleich welcher Art 
wird auf Obligationen oder Aktien er- 
hoben, die von der Bank begeben wer- 
den, einschließlich aller Dividenden 
oder Zinsen dieser Aktien oder Obli- 
gationen ohne Rücksicht darauf, wer 
sie besitzt, 

(i) falls diese Steuer eine diskri- 
minierende Maßnahme gegen solche 
Aktien oder Obligationen lediglich mit 
Rücksicht darauf bildet, daß sie von 
der Bank begeben wirci, oder 

(ii) falls die einzige Rechtsgrundlage 
einer solchen Steuer der Ort oder die 
Währung, wo oder in der die Aktien 
oder Obligationen begeben werden, 
zahlbar sind oder gezahlt werden, oder 
der Ort jedes von der Bank unterhal- 
tenen Büros oder Geschäftssitzes ist. 

c) Keine Steuer, gleich welcher Art, 
wird auf Obligationen oder auf Aktien 
erhoben, die von der Bank garantiert 
sind (einschließlich aller Dividenden 
oder Zinsen dieser Aktien oder Obli- 
gationen), ohne Rücksicht darauf, wer 
sie besitzt, 

(i) falls diese Steuer eine diskri- 
minierende Maßnahme gegen solche 
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cause it is guaranted by the Bankj or 


"(ii) If the jsole jurisdictional basis 
for such taxation is the location of any 
Office or place of busincss maintained 
by the Bank." 

3, Section 32 of the Standard clauses 
shall only apply to differences arising 
out of the Interpretation or application 
of Privileges and immunities whidi are 
derived by the Bank from this Con- 
vention and are not included in those 
which it can claim under its articies 
or otherwise. 


ANNEX VII 

The World Health Organization 

In their application to the World 
Health Organization {hereinafter call- 
ed “the Organization“) the Standard 
clauses shali operate subject to the 
following modifications: 

1. Article V and section 25, para- 
graphs 1 and 2 (I) of article VII shall 
extend to persons designated to serve 
on the executive board of the Orga- 
nization, their alternates and advisers, 
except that any waiver of the immuni- 
ty of any such persons under section 
16 shall be by the Board. 


2. (i) Experts (other than officials 
Corning within the scope of article VI) 
serving on committees of, or perform- 
ing missions for, the Organization shall 
be accorded the following Privileges 
and immunities so far as is necessary 
for the effective exercise of their func- 
tions, including the time spent on jour- 
neys in connexion with Service on such 
committees or missions: 


(a) Immunity from personal arrest 
or seizure of their personal baggage; 

(b) Immunity of legal process of 
every kind, in respect of words spoken 
or written or acts done by them in the 
performance of their official functions, 
such immunity to continue notwith- 
standing that the persons concerned 
are no longer serving on committees 
of, or employed on missions for, the 
Organization; 


(c) The same facilities in respect of 
currency and exchange restrictions, 
and in respect of their personal bag- 
gace, as are accorded to officials of 
foreign governments on temporary of- 
ficial missions: 

(ii) Privileges and immunities are 
granted to the experts of the Organ- 
ization in the interests of the Organ- 
ization and not for the personal benefit 
of the individuals themselves. The Or- 
ganization shall have the right and the 
duty to waive the immunity of any 


Obligation du seul fait qu’elle est ga- 
rantie par la Banque; ou 

«ii) Si le seul fondement juridique 
d’un tel impöt est l'emplacement d'un 
bureau ou d'un centre de transactions 
que la Banque fait fonctionner.» 

3. La section 32 des clauses-stan- 
dard s'appliquera uniquement aux 
differends provenant de l’interpre- 
tation ou de l'application des dispo- 
sitions relatives aux Privileges et im- 
munites qui sont invoques par la 
Banque en vertu de la presente Con- 
vention et qui ne font pas partie de 
ce qu’elle peut revendiquer en vertu de 
son acte constitutif ou de toute autre 
disposition. 


ANNEXE VII 

Organisation mondiale de la sante 

Les clauses-standard s'appliqueront 
ä rOrganisation mondiale de la sante 
(ci-apres designee sous le nom de «!' 
Organisation») sous reserve des dis- 
positions suivantes; 

1. Les personnes designees pour 
faire partie du conseil d'administratiou 
de rOrganisation, leurs suppleants et 
conseillers beneficieront des disposi- 
tions de l'article V et de la section 25, 
paragraphes 1 et 2 I), de l'article VII, 
a cette exception pres que toute levee 
d'immunite les concernant, en vertu 
de la section 16, sera prononcee par le 
Conseil. 

2. i) Les experts (autres que les 
fonctionnaires vises ä l'article VI), 
lorsqu'ils exerceront des fonctions au- 
pres des comissions de l'Organisation 
ou lorsqu'ils accompliront des missions 
pour cette derniere, jouiront des Pri- 
vileges et des immunites ci-apres dans 
la mesure oü ils leur seront neccssaires 
pour l'exercice effectif de leurs fonc- 
tions, y compris durant les voyages 
effectues ä l'occasion de l'exercice de 
leurs fonctions aupres de ces commis- 
sions ou au cours de ces missions: 

a) Immunite d'arrestation person- 
nelle ou de saisie de leurs bagages 
personnels: 

b) Immunite de toute poursuite ju- 
diciaire en ce qui concerne les actes 
accomplis par eux dahs l'exercice de 
leurs fonctions officielles (y compris 
leurs paroles et ecrits); les Interesses 
continueront ä beneficier de ladite im- 
munite alors meme qu'ils n'exercerai- 
ent plus de fonctions aupres des com- 
missions de l'Organisation ou qu'ils 
ne seraient plus charges de mission 
pour le compte de cette derniere; 

c) Les meme facilites en ce qui con- 
cerne les reglementations monetaires 
et de change et en ce qui concerne 
leurs bagages personnels que celles 
accordees aux fonctionnaires des Gou- 
vernements etrangers en mission offi- 
cielle temporaire. 

ii) Les Privileges et immunites sont 
accordes aux experts dans l'interet de 
l'Organisation et non en vue de leur 
avantage personnel. L'Organisation 
pourra et devra lever l'immunite ac- 
cordee ä un expert dans tous les cas 
oü eile estimera que cette immunite 


Aktien oder Obligationen lediglich mit 
Rücksicht darauf bildet, daß sie von 
der Bank garantiert werden, oder 

(ii) falls die einzige Rechtsgrund- 
lage einer solchen Steuer der Ort eines 
von der Bank unterhaltenen Büros 
oder eines Geschäftssitzes ist." 

3, Abschnitt 32 der allgemeinen Be- 
stimmungen findet lediglich auf die 
Streitigkeiten Anwendung, die sich 
aus der Auslegung oder Anwendung 
der Bestimmungen über Vorrechte und 
Befreiungen ergeben, auf die sich die 
Bank auf Grund dieses Abkommens 
beruft, und die nicht zu den An- 
sprüchen gehören, die sie auf Grund 
ihrer Satzung oder einer anderen Be- 
stimmung erheben kann. 


ANHANG VII 

Weltgesundheitsorganisation 

Die allgemeinen Bestimmungen fin- 
den auf die Weltgesundheitsorganisa- 
tion (nachstehpTid als „Organisation“ 
bezeichnet) nach Maßgabe folgender 
Bestimmungen Anwendung; 

1. Die zu Mitgliedern des Verwal- 
tungsrates der Organisation ernannten 
Personen, ihre Stellvertreter und Be- 
rater genießen die Vergünstigung 
der Bestimmungen des Artikels V und 
des § 25 Ziffer 1 und 2(1) (Artikel VII), 
jedoch mit der Maßgabe, daß jede sie 
betreffende Aufhebung der Immunität 
gemäß § 16 von dem Rat ausgespro- 
chen wird. 

2. (i) Die Sachverständigen (mit 
Ausnahme der im Artikel VI genann- 
ten Beamten) genießen bei Ausübung 
von Amtsgeschäften in Ausschüssen 
der Organisation oder bei der Erledi- 
gung von Aufgaben für die Organi- 
sation die nachstehenden Vorrechte 
und Befreiungen, soweit sie für sie 
zur wirksamen Ausübung ihres Amtes 
erforderlich sind, und zwar auch 
auf den Reisen, die sie zur Aus- 
übung ihres Amtes in diesen Aus- 
schüssen oder bei Erledigung dieser 
Aufgaben ausführen: 

a) Befreiung von Verhaftung oder 
Beschlagnahme ihres persönlichen Ge- 
päcks; 

b) Befreiung von jeder gerichtlichen 
Verfolgung wegen der in Ausübung 
ihrer Amtsgeschäfte vorgenommenen 
Handlungen einschließlich ihrer münd- 
lichen und schriftlichen Äußerungen; 
die Sachverständigen bleiben im Ge- 
nuß dieser Befreiung auch dann, wenn 
sie keine Ämter mehr in den Aus- 
schüssen der Organisation ausüben 
oder mit Aufgaben für die Organisa- 
tion nicht mehr beauftragt sind; 

c) die gleichen Erleichterungen in 
bezug auf Währungs- und Devisen- 
bestimmungen und auf ihr persönliches 
Gepäck, wie sie den Beamten auslän- 
discher Regierungen in vorüber- 
gehender Mission gewährt werden. 

' (ii) Die Vorrechte und Befreiungen 
werden den Sachverständigen im 
Interesse der Organisation und nicht 
zu ihrem persönlichen Vorteil ge- 
währt. Die Organisation ist berech- 
tigt und verpflichtet, die Immunität 
eines Sachverständigen in allen Fällen 
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expert in any case where in its opinion 
the immunity would impede the course 
of justice and can be waived without 
prejudice to the interests of the Or- 
ganization. 

ANNEX VIII 

The Universal Postal Union 

The Standard clauses shall apply 
without modification. 

ANNEX IX 

The International 
Telecommunications Union 

The Standard clauses shall apply 
without modification. 


generait l'action de la justice et qu’ 
eile peut Mre levee Sans nuire aux 
interets de l'Organisation. 


ANNEXE VIII 

Union postale universelle 

Les clauses-standard s'appliqueront 
Sans modification. 

ANNEXE IX 

Union internationale 
des telecommunications 

Les clauses-standard s’appliqueront 
Sans modification. 


aufzuheben, in denen sie nach ihrer 
Auffassung die Tätigkeit der Gerichte 
behindern würde und ohne Schädi- 
gung der Interessen der Organisation 
aufgehoben werden kann. 

ANHANG VIII 

Weltpostverein 

Die allgemeinen Bestimmungen fin- 
den ohne Änderung Anwendung. 

ANHANG IX 

Internationaler Fernmeldeverein 


Die allgemeinen Bestimmungen fin- 
den ohne Änderung Anwendung, 
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Anlage 3 


Stellungnahme des Bundesrates 

vom 5. Juni 1953 


In Art. 3 Satz 3 nach dem Wort „Rechtsver- 
ordnung'* sind die Worte einzufügen „mit 
Zustimmung des Bundesrates“. 

Begründung: 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bun- 
desrates. Gemäß Art. 80 Abs. 2 GG muß da- 
her der Bundesrat auch Rechtsverordnungen 
zustimmen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden. Dies sollte ausdrücklich ge- 
sagt werden. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den 
Entwurf keine Einwendungen. Er spricht je- 
doch der Bundesregierung gegenüber die Er- 
wartung aus, daß die Gemeinden und Gemein- 
deverbände für einen aus der Durchführung 
der Konvention folgenden größeren Steuer- 
ausfall schadlos gehalten werden. Er weist dazu 
auf die Beratungen des Gesetzentwurfs über 
das Abkommen vom 11. Juni 1952 zwischen 
der Bundesrepublik Deutsdbland und den Ver- 
einigten Staaten von Amerika über den Be- 
trieb gewisser Rundfunkanlagen innerhalb der 
Bundesrepublik hin. 
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